
Nr. 1. Nachruf des Diözesanadministrators zum 
Tod von Papst em. Benedikt XVI.

Papst Benedikt XVI. ist heute gestorben. Der Tod des 
emeritierten Papstes Benedikt XVI. erfüllt mich mit Trau-
er. In diesen Stunden versammeln sich viele Menschen, 
um des Verstorbenen im Gebet zu gedenken. Auch hier 
in Deutschland, wo der Verstorbene im Jahr 1927 als Jo-
seph Ratzinger zur Welt kam, sorgt die Nachricht vom 
Tod von Papst em. Benedikt XVI. für Betroffenheit. Viele 
Menschen im Erzbistum Paderborn sind mit dem emeri-
tierten Papst verbunden, weil sie ihn aus seiner Zeit als 
Professor und Bischof in Deutschland kennen oder weil 
sie ihm als junge Menschen bei einem Weltjugendtag be-
gegnet sind – sein starkes Glaubenszeugnis als Papst hat 
viele berührt. Im Erzbistum Paderborn werden wir für den 
Verstorbenen beten und die heilige Messe feiern. Wir ha-
ben im Paderborner Dom eine Gedenkkerze entzündet 
und werden ein Kondolenzbuch auslegen. Auch online 
können die Menschen kondolieren. 

Das Leben von Papst em. Benedikt XVI. war geprägt 
von seinem theologischen Nachdenken über den Glau-
ben an den dreifaltigen Gott und seinem Einsatz für die 
Kirche. Die Verbindung von Glaube und Vernunft durch-
zieht sein gesamtes theologisches Denken. Werke wie 
seine „Einführung in das Christentum“ oder die während 
seines Pontifikats erschienenen Jesus-Bücher haben vie-
le Gläubige und auch Anders- und Nichtgläubige ange-
regt. Sie legen Zeugnis ab von seinem großen theologi-
schen Wissen, seiner intellektuellen Brillanz sowie unver-
wechselbaren Sprachkraft. 

Es greift jedoch zu kurz, in Papst em. Benedikt XVI. / 
Joseph Ratzinger nur den intellektuellen Gelehrten zu se-
hen. Sein ganzes Denken kreiste um die Kirche und den 
Glauben, den die Kirche als Schatz zu bewahren und 
weiterzugeben hat. Die Kirche war seine geistige und 
geistliche Heimat, ihr galt seine Freude, aber auch seine 
Sorge: dass sie in der Nachfolge Jesu Christi treu bleibt, 
dass die Kirche durch den Wandel der Zeiten hindurch 
Christus abzubilden vermag. Am treffendsten lässt sich 
dies mit den Worten der Dogmatischen Konstitution über 
die Kirche „Lumen gentium“ des Zweiten Vatikanischen 
Konzils formulieren: dass die Kirche in Jesus Christus 
Sakrament ist, „Zeichen und Werkzeug für die innigste 
Vereinigung mit Gott wie für die Einheit der ganzen 
Menschheit“ (LG 1). 

Sein Wunsch, dass die Kirche den einen Leib Jesu 
Christi darstellen soll, war leitend für die Schwerpunkte, 
die Papst em. Benedikt XVI. in seiner Amtszeit setzte. Ei-
ne besondere Bedeutung für sein Verständnis der Kirche 
hatte die Eucharistie als Sakrament der Einheit. Für den 
emeritierten Papst war es bedeutungsvoll, dass sein 
Pontifikat 2005 im „Jahr der Eucharistie“ begann. Er 
kennzeichnete sie als „ständige Mitte und Quelle des mir 
anvertrauten Petrusamtes“. Er war überzeugt davon, 
dass das Sakrament der Eucharistie eine Stütze ist im 
Streben der Menschheit nach der vollen Einheit. Zu die-
ser Einheit gehörte für ihn auch die Einheit der Kirchen, 
was durch seine ökumenischen Bemühungen und Ge-

spräche mit den reformatorischen Kirchen und den Kir-
chen des Ostens unterstrichen wird.

In seiner Zeit als Präfekt der Glaubenskongregation in 
Rom hat ihm sein leidenschaftliches Bemühen um die 
Treue der Kirche zu ihrem Ursprung nicht nur Bewunde-
rung eingebracht. Mitunter wurde gegen Kardinal Joseph 
Ratzinger der Vorwurf laut, dass ihm die „reine Lehre“ 
wichtiger sei als die Menschen, die diese Lehre verkün-
den. Die Reaktionen des emeritierten Papstes auf Vor-
würfe von möglichem Fehlverhalten während seiner Zeit 
als Erzbischof von München und Freising (1977 bis 1982) 
beim Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger 
haben Gläubige irritiert und verunsichert. Die Worte und 
das Handeln von Papst em. Benedikt XVI. lassen sich 
möglicherweise deuten durch einen Blick in seine päpstli-
che Enzyklika „Deus Caritas est“. Darin machte er deut-
lich, wozu die Kirche aus seiner Sicht letztlich dienen soll: 
nämlich in der Welt eine Zeugin für die Liebe des Vaters 
zu sein, „der die Menschheit in seinem Sohn zu einer ein-
zigen Familie machen will“ (Deus Caritas est 19). 

Geprägt war Papst em. Benedikt XVI. vom Zweiten Va-
tikanischen Konzil (1962-1965), an dem er als junger 
Theologieprofessor teilnahm. Bei der dort begonnenen 
Erneuerung der Kirche hat er in der nachkonziliaren Zeit 
eine große Rolle eingenommen. Dabei deutete er das 
Konzil immer vor dem Hintergrund der umfassenden 
theologischen und spirituellen Tradition der Kirche. „Was 
den Gegenstand des Glaubens betrifft, hat sich das Kon-
zil nichts Neues ausgedacht, noch hat es Altes ersetzen 
wollen“, sagte er 2012 in einer Predigt zum „Jahr des 
Glaubens“. „Es hat sich vielmehr darum bemüht, dafür zu 
sorgen, dass derselbe Glaube im Heute weitergelebt 
 werde.“ 

Er gab seinem Pontifikat sein ganz persönliches Profil, 
und doch verstand sich Papst em. Benedikt XVI. als 
Nachfolger des heiligen Johannes Paul II. Eine Kirche, die 
der Lehre und dem Beispiel von Johannes Paul II. folge, 
brauche keine Angst vor der Zukunft zu haben, sagte er 
vor den wahlberechtigten Kardinälen in der Sixtinischen 
Kapelle. Für die ganze Welt sichtbar wurde diese Haltung 
bei seinem Besuch anlässlich des Weltjugendtages 2005 
in Köln, wo Papst Benedikt XVI. mit jungen Menschen 
aus der ganzen Welt ein Fest des Glaubens feierte – ganz 
in der Tradition seines bei der Jugend so beliebten Amts-
vorgängers und doch auf seine ganz eigene demütige 
Art. Sein Amtsverzicht, den er am 11. Februar 2013 be-
kannt gab und am 28. Februar 2013 vollzog, machte ein 
letztes Mal in imponierender Weise deutlich, dass sein 
Leben auf das Wohl der Kirche ausgerichtet war.

In Erinnerung bleibt mir das Requiem für den 2002 ver-
storbenen Paderborner Erzbischof Johannes Joachim 
Kardinal Degenhardt, das der damalige Kardinal Joseph 
Ratzinger auf bewegende Art leitete.

Auch als emeritierter Papst war Benedikt XVI. für die 
Kirche wichtig: als Gesprächspartner und durch sein Ge-
bet für die Menschen, die Welt und die Kirche.
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Die Kirche verliert mit Papst em. Benedikt XVI. einen 
Menschen, dessen Vielfalt an Begabungen und Interes-
sen unserer Kirche und darüber hinaus der Weltgemein-
schaft geschenkt wurde. In Schmerz, aber auch mit 
Dankbarkeit nehmen wir Abschied von einem Zeugen der 
Frohen Botschaft Jesu Christi, einem großen Theologen 
und einem bedeutenden Intellektuellen unserer Zeit. Wir 
werden des verstorbenen emeritierten Papstes in diesen 
Tagen im Gebet und bei der Feier der Eucharistie geden-

ken. Möge Jesus Christus, der Gute Hirt, ihm vergelten, 
was er der Kirche und der Welt in den langen Jahren sei-
nes Einsatzes gegeben hat!

Paderborn, 31. Dezember 2022

Diözesanadministrator
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Dokumente der deutschen Bischöfe

Nr. 2. Aufruf der deutschen Bischöfe zur Fastenak-
tion Misereor 2023

Liebe Schwestern und Brüder,

die Welt ist voller Wunden, die wir Menschen ihr 
zugefügt haben. Es braucht Mutige und Engagierte, 
die sich für eine Überwindung der Missstände ein-
setzen. Oft sind es Frauen, die solche Veränderun-
gen bewirken: Im gesellschaftlichen und politischen 
Leben entwickeln sie Visionen, sie kämpfen für eine 
gerechtere Welt. Und sie prägen auch die Kirche 
durch ihr Engagement in Pfarreien, Verbänden und 
Netzwerken.

Die diesjährige Misereor-Fastenaktion steht unter 
dem Leitwort: „Frau. Macht. Veränderung.“. Mit der 
Fastenaktion setzt sich Misereor dafür ein, dass 
Frauen gleichberechtigt am Wandel mitwirken kön-
nen. Beispielhaft zeigen das die Partner in Mada-
gaskar, wo Frauen mutig für eigene Landrechte 
kämpfen, wo sie als Kleinbäuerinnen die Ernährung 

der Dorfgemeinschaft sichern oder als Lehrerinnen 
den Kindern Ausbildung ermöglichen. In einem 
Land, das als eines der ärmsten Länder weltweit 
gilt, ist der Einsatz dieser Frauen überlebensnot-
wendig. 

Deshalb: Unterstützen wir in dieser Fastenzeit 
das großartige Engagement der Misereor-Partner-
organisationen weltweit. Stellen wir uns an die Seite 
aller, die sich für die Gleichberechtigung von Män-
nern und Frauen einsetzen. Bleiben wir wachsam 
für jedes Unrecht, setzen wir uns gegen die Zerstö-
rung von Gottes Schöpfung ein. Nutzen wir die Wo-
chen der Fastenzeit für eine Veränderung hin zu ei-
ner gerechteren Welt ohne Krieg, ohne Hunger und 
ohne Ausgrenzung. 

Teilen wir mit den Menschen im Globalen Süden 
unsere Hoffnungen, unsere Gebete und unser En-
gagement. Herzlich danken wir Ihnen auch für Ihre 
großherzige Spende für Misereor.
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Für das Erzbistum Paderborn

Diözesanadministrator

Dieser Aufruf soll am 4. Fastensonntag, dem 19. März 
2023, in allen Gottesdiensten (auch am Vorabend) verle-
sen werden. Die Kollekte am 5. Fastensonntag, dem 
26.  März 2023, ist ausschließlich für das Bischöfliche 
Hilfswerk Misereor e. V. bestimmt.

Dokumente des Diözesanadministrators

Nr. 3.  Beschluss der Bundeskommission der Ar-
beitsrechtlichen Kommission vom 20. Okto-
ber 2022

Die Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission des Deutschen Caritasverbandes hat die nach-
folgenden Beschlüsse gefasst:

A.

Teil I: Tarifrunde Sozial- und Erziehungsdienst 

I. Änderungen in Anlage 33 zu den AVR 

1. In Anhang B der Anlage 33 zu den AVR wird die An-
merkung Nr. 1 der Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerk-
malen der Entgeltgruppen S 2 bis S 18 neu gefasst: 

„a) 1Mitarbeiter, denen entsprechende Tätigkeiten als 
Praxisanleiter in der Ausbildung von Erziehern, von Kin-
derpflegern, von Sozialassistenten, von Heilerziehungs-
pflegern oder von Heilerziehungspflegehelfern übertra-
gen sind und die die übertragene Tätigkeit mit einem zeit-
lichen Anteil von mindestens 15 Prozent an ihrer Gesamt-
tätigkeit ausüben, erhalten ab dem 1. Januar 2023 für die 
Dauer dieser Tätigkeit eine Zulage in Höhe von 70,00 Eu-
ro monatlich. 2Die Zulage wird nur für Zeiträume gezahlt, 
in denen Mitarbeiter einen Anspruch auf Dienstbezüge 
oder Fortzahlung der Dienstbezüge (§ 10 AT, Abschnitt XII 
Absätze a) und b) der Anlage 1, § 2 der Anlage 14, § 2 
Abs. 3 Satz 1 der Anlage 33, § 16 der Anlage 33) haben.

b) 1Mitarbeiter nach Absatz a) Satz 1, die an mindes-
tens einem Tag zwischen dem 1. Juli 2022 und dem 
31.  Dezember 2022 Anspruch auf Dienstbezüge haben, 
er halten eine Einmalzahlung in Höhe von 490 Euro, die 
spätestens bis zum 31. März 2023 ausgezahlt wird. 2§ 12a 
der Anlage 33 findet Anwendung. 3Der Anspruch nach 
Satz 1 vermindert sich um ein Sechstel für jeden Kalen-
dermonat im Zeitraum Juli bis Dezember 2022, in dem 
der Mitarbeiter nicht mindestens an einem Tag Anspruch 
auf Dienstbezüge hat und Anspruch auf die Praxisanlei-
terzulage gehabt hätte. 4Anspruch auf Dienstbezüge im 
Sinne des Satzes 3 sind hier auch der Anspruch auf Ent-
geltfortzahlung aus Anlass der in § 10 AT, in Abschnitt XII 
Absätze a) und b) der Anlage 1, in § 2 der Anlage 14, in 
§ 2 Abs. 3 Satz 1 der Anlage 33 und in § 16 der Anlage 33 
genannten Ereignisse sowie der Anspruch auf Kranken-
geldzuschuss aus Abschnitt XII Absatz c Satz 1 der Anla-
ge 1, auch wenn dieser wegen der Höhe der Barleistun-
gen des Sozialversicherers nicht gezahlt wird.  5Einem 
Anspruch auf Dienstbezüge gleichgestellt ist der Bezug 
von Krankengeld nach § 45 SGB V oder entsprechender 
gesetzlicher Leistungen und Leistungen nach §§ 18 bis 
20 MuSchG oder § 24i SGB V.“

2. In Anhang B der Anlage 33 zu den AVR werden die 
Entgeltgruppen wie folgt ergänzt:

Die Entgeltgruppen S 7, S 8a, S 8b, S 9, S 10, S 11a, 
S 13, S 15 Fallgruppen 8 bis 12, S 16 Fallgruppen 5 bis 
10, S 17 Fallgruppen 4 und 10 bis 13, S 18 Fallgruppen 5 
bis 7 werden jeweils um die Hochziffer (Anmerkung) 1 er-
gänzt. 

3. In Anlage 33 zu den AVR wird folgender § 12b er-
gänzt:

„§ 12b Einmalzahlung 2022
1Vollzeitbeschäftigte Mitarbeiter, die in einer der Ent-

geltgruppen S 2 bis S 11a eingruppiert sind und die an 
mindestens einem Tag zwischen dem 1. Juli 2022 und 
dem 31. Dezember 2022 Anspruch auf Dienstbezüge ha-
ben, erhalten eine Einmalzahlung in Höhe von 910,00 Eu-
ro. 2Vollzeitbeschäftigte Mitarbeiter, die in Entgeltgruppe 
S 11b, S 12 Ziffer 1, S 14 oder S 15 Ziffer 7 eingruppiert 
sind und die an mindestens einem Tag zwischen dem 
1. Juli 2022 und dem 31. Dezember 2022 Anspruch auf 
Dienstbezüge haben, erhalten eine Einmalzahlung in Hö-
he von 1.240,00 Euro. 3§ 12a der Anlage 33 findet An-
wendung. 4Der Anspruch nach Sätzen 1 und 2 vermindert 
sich um ein Sechstel für jeden Kalendermonat im Zeit-
raum Juli bis Dezember 2022, in dem der Mitarbeiter 
nicht mindestens an einem Tag Anspruch auf Dienstbe-
züge hat. 5Anspruch auf Dienstbezüge im Sinne des Sat-
zes 4 sind hier auch der Anspruch auf Entgeltfortzahlung 
aus Anlass der in § 10 AT, in Abschnitt XII Absätze a) und 
b) der Anlage 1, in § 2 der Anlage 14, in § 2 Abs. 3 Satz 1 
der Anlage 33 und in § 16 der Anlage 33 genannten Er-
eignisse sowie der Anspruch auf Krankengeldzuschuss 
aus Abschnitt XII Absatz c Satz 1 der Anlage 1, auch 
wenn dieser wegen der Höhe der Barleistungen des 
Sozial versicherers nicht gezahlt wird. 6Einem Anspruch 
auf Dienstbezüge gleichgestellt ist der Bezug von Kran-
kengeld nach § 45 SGB V oder entsprechender gesetzli-
cher Leistungen und Leistungen nach §§ 18 bis 20 Mu-
SchG oder § 24i SGB V. 7Die Auszahlung erfolgt spätes-
tens bis zum 31. März 2023.“

4. In § 11 der Anlage 33 zu den AVR wird nach Absatz 
4 folgender neuer Absatz 5 eingefügt:

„(5) 1Mitarbeiter, die in einer der Entgeltgruppen S 2 bis 
S 11a eingruppiert sind, erhalten ab dem 1. Januar 2023 
eine monatliche SuE-Zulage in Höhe von 130,00 Euro. 
2Mitarbeiter, die in der Entgeltgruppe S 11b, S 12 bei Tä-
tigkeiten der Ziffer 1, S 14 oder S 15 bei Tätigkeiten der 
Ziffer 7 eingruppiert sind, erhalten ab dem 1. Januar 2023 
eine monatliche SuE-Zulage in Höhe von 180,00 Euro. 
3Die Zulage wird nur für Zeiträume gezahlt, in denen Mit-
arbeiter einen Anspruch auf Entgelt oder Fortzahlung des 
Entgelts haben.“
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5. In Anlage 33 zu den AVR wird folgender § 19a er-
gänzt:

„§ 19a Regenerationstage 2022
1Mitarbeiter, die nach Anhang B der Anlage 33 ein-

gruppiert sind, haben im Kalenderjahr 2022 bei Verteilung 
der wöchentlichen Arbeitszeit auf fünf Tage in der Kalen-
derwoche Anspruch auf zwei Arbeitstage Arbeitsbefrei-
ung unter Fortzahlung des Entgelts (Dienstbezüge) und 
der in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen (Regenerati-
onstage). 2Wird die wöchentliche Arbeitszeit an weniger 
als fünf Tagen in der Woche erbracht, vermindert sich der 
Anspruch auf die Regenerationstage entsprechend. 
3Maßgeblich für die Verminderung nach Satz 2 sind die 
jeweiligen Verhältnisse zum Zeitpunkt der Antragstellung 
nach Abs. 2 Satz 2. 4Verändert sich im Zeitraum zwischen 
der Antragstellung und dem gewährten Regenerationstag 
die Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit, erhöht oder 
vermindert sich der Anspruch auf die Regenerationstage 
entsprechend. 5Verbleibt bei den Berechnungen nach 
den Sätzen 2 oder 4 ein Bruchteil, der mindestens einen 
halben Regenerationstag ergibt, wird er auf einen vollen 
Regenerationstag aufgerundet; Bruchteile von weniger 
als einem halben Regenerationstag bleiben unberück-
sichtigt. 6Die Regenerationstage für das Kalenderjahr 
2022 verfallen spätestens am 30. September 2023. 

Anmerkung zu Satz 1: 
1Der Anspruch reduziert sich auf einen Regenerations-

tag, wenn in dem Kalenderjahr nicht für mindestens vier 
Kalendermonate Anspruch auf Entgelt bestanden hat. 
2Anspruch auf Entgelt im Sinne des Satzes 1 sind hier 
auch der Anspruch auf Entgeltfortzahlung (§ 10 AT, Ab-
schnitt XII Absätze a) und b) der Anlage 1, § 2 der Anlage 
14, § 2 Abs. 3 Satz 1 der Anlage 33, § 16 der Anlage 33) 
und der Anspruch auf Krankengeldzuschuss, auch wenn 
dieser wegen der Höhe der Barleistungen des Sozialver-
sicherungsträgers nicht gezahlt wird. 3Einem Anspruch 
auf Entgelt gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld 
nach § 45 SGB V oder entsprechender gesetzlicher Leis-
tungen, Leistungen nach § 56 lfSG, Kurzarbeitergeld und 
Leistungen nach §§ 18 bis 20 MuSchG oder nach § 24i 
SGB V.

Anmerkung zu § 19a: 
Bei den Regenerationstagen handelt es sich nicht um 

Urlaubs-/Zusatzurlaubstage.“

6. In Anlage 33 zu den AVR wird folgender § 19 er-
gänzt:

„§ 19 Regenerationstage/Umwandlungstage 
(1) 1Mitarbeiter, die nach Anhang B der Anlage 33 ein-

gruppiert sind, haben ab dem Kalenderjahr 2023 bei Ver-
teilung der wöchentlichen Arbeitszeit auf fünf Tage in der 
Kalenderwoche Anspruch auf zwei Arbeitstage Arbeits-
befreiung unter Fortzahlung des Entgelts (Dienstbezüge) 
und der in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen (Rege-
nerationstage). 2Wird die wöchentliche Arbeitszeit an we-
niger als fünf Tagen in der Woche erbracht, vermindert 
sich der Anspruch auf die Regenerationstage entspre-
chend. 3Maßgeblich für die Verminderung nach Satz 2 
sind die jeweiligen Verhältnisse zum Zeitpunkt der An-
tragstellung nach Abs. 2 Satz 2. 4Verändert sich im Zeit-
raum zwischen der Antragstellung und dem gewährten 
Regenerationstag die Verteilung der wöchentlichen Ar-
beitszeit, erhöht oder vermindert sich der Anspruch auf 
die Regenerationstage entsprechend. 5Verbleibt bei den 
Berechnungen nach den Sätzen 2 oder 4 ein Bruchteil, 
der mindestens einen halben Regenerationstag ergibt, 
wird er auf einen vollen Regenerationstag aufgerundet; 

Bruchteile von weniger als einem halben Regenerations-
tag bleiben unberücksichtigt. 

Anmerkung zu Satz 1: 
1Der Anspruch reduziert sich auf einen Regenerations-

tag, wenn in dem Kalenderjahr nicht für mindestens vier 
Kalendermonate Anspruch auf Entgelt bestanden hat. 
2Anspruch auf Entgelt im Sinne des Satzes 1 sind hier 
auch der Anspruch auf Entgeltfortzahlung (§ 10 AT, Ab-
schnitt XII Absätze a) und b) der Anlage 1, § 2 der Anlage 
14, § 2 Abs. 3 Satz 1 der Anlage 33, § 16 der Anlage 33) 
und der Anspruch auf Krankengeldzuschuss, auch wenn 
dieser wegen der Höhe der Barleistungen des Sozialver-
sicherungsträgers nicht gezahlt wird. 3Einem Anspruch 
auf Entgelt gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld 
nach § 45 SGB V oder entsprechender gesetzlicher Leis-
tungen, Leistungen nach § 56 lfSG, Kurzarbeitergeld und 
Leistungen nach §§ 18 bis 20 MuSchG oder nach § 24i 
SGB V.

(2) 1Bei der Festlegung der Lage der Regenerationsta-
ge sind die Wünsche des Mitarbeiters zu berücksichti-
gen, sofern dem keine dringenden dienstlichen/betriebli-
chen Gründe entgegenstehen. 2Der Mitarbeiter hat den/
die Regenerationstag/e spätestens vier Wochen vor dem 
gewünschten Zeitpunkt der Gewährung in Textform ge-
genüber dem Dienstgeber geltend zu machen. 3Der 
Dienstgeber entscheidet über die Gewährung der Rege-
nerationstage bis spätestens zwei Wochen vor diesen 
und teilt dies dem Mitarbeiter in Textform mit. 4Im gegen-
seitigen Einvernehmen ist unter Berücksichtigung der ak-
tuellen dienstlichen/betrieblichen Verhältnisse abwei-
chend von den Sätzen 2 und 3 auch eine kurzfristige Ge-
währung von Regenerationstagen möglich. 5Regenerati-
onstage, für die im laufenden Kalenderjahr keine Arbeits-
befreiung nach Satz 1 erfolgt ist, verfallen. 6Abweichend 
von Satz 5 verfallen Regenerationstage, die wegen drin-
gender betrieblicher/dienstlicher Gründe im laufenden 
Kalenderjahr nicht gewährt worden sind, spätestens am 
30. September des Folgejahres. 

(3) 1Mitarbeiter, die Anspruch auf eine monatliche SuE-
Zulage gemäß § 11 Abs. 5 haben, können bis zum 
31.  Oktober des laufenden Kalenderjahres in Textform 
geltend machen, statt der ihnen zustehenden SuE-Zula-
ge im Folgejahr bis zu zwei Arbeitstage Arbeitsbefreiung 
unter Fortzahlung des Entgelts (Dienstbezüge) und der in 
Monatsbeträgen festgelegten Zulagen in Anspruch zu 
nehmen (Umwandlungstage). 2Mitarbeiter, die erstmalig 
einen Anspruch auf eine SuE-Zulage gemäß § 11 Abs. 5 
erwerben, können nach Ablauf von drei Kalendermona-
ten nach Aufnahme des Dienstverhältnisses (Neubegrün-
dung des Dienstverhältnisses oder Tätigkeitswechsel) die 
Geltendmachung der Umwandlungstage für das laufende 
Kalenderjahr erklären. 3Die SuE-Zulage wird jeweils nach 
der erfolgten Arbeitsbefreiung gekürzt. 4Der Kürzungsbe-
trag ergibt sich aus dem individuell ermittelten Stunden-
entgelt, bezogen auf die an dem Umwandlungstag dienst-
planmäßig bzw. betrieblich festgelegten Arbeitsstunden. 
5Besteht zum Zeitpunkt der Beantragung kein Dienstplan 
bzw. keine betrieblich festgelegte Arbeitszeit, so ist die 
an dem Umwandlungstag zu leistende Arbeitszeit da-
durch zu ermitteln, dass die arbeitsvertraglich vereinbarte 
regelmäßige durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit 
durch die Anzahl der Arbeitstage zu teilen ist, die der 
 Mitarbeiter in der Woche zu leisten hat, in der der Um-
wandlungstag liegt. 6Der Mitarbeiter hat den/die Um-
wandlungstag/e spätestens vier Wochen vor dem ge-
wünschten Zeitpunkt der Gewährung in Textform gegen-
über dem Dienstgeber geltend zu machen. 7Der Dienst-
geber entscheidet über die Gewährung der Umwand-
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lungstage bis spätestens zwei Wochen vor diesen und 
teilt dies der/dem Beschäftigten in Textform mit. 8Bei der 
Festlegung der Lage der Umwandlungstage sind die 
Wünsche des Mitarbeiters zu berücksichtigen, sofern 
dem keine dringenden dienstlichen/betrieblichen Gründe 
entgegenstehen. 9Im gegenseitigen Einvernehmen ist un-
ter Berücksichtigung der aktuellen dienstlichen/betriebli-
chen Verhältnisse abweichend von den Sätzen 6 und 7 
auch eine kurzfristige Gewährung von Umwandlungsta-
gen möglich. 10Eine im Vorjahr nach Satz 1 oder im lau-
fenden Kalenderjahr nach Satz 2 beantragte Umwand-
lung der SuE-Zulage wirkt längstens bis zum Ende des 
laufenden Kalenderjahres. 

Anmerkung zu Abs. 3 Satz 1:

Eine Umwandlung der SuE-Zulage ist erstmals für das 
Jahr 2024 möglich.

Anmerkung zu Abs. 3 Satz 4:

Zur Ermittlung des auf eine Stunde entfallenden Anteils 
sind die in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestand-
teile durch das 4,348-Fache der regelmäßigen wöchentli-
chen Arbeitszeit zu teilen.

Anmerkung zu § 19: 

Bei den Regenerations- und Umwandlungstagen han-
delt es sich nicht um Urlaubs-/Zusatzurlaubstage.“

II. Änderungen in Anlage 1 zu den AVR 

1. Abschnitt VIIa der Anlage 1 zu den AVR wird mit 
Wirkung zum 1. Januar 2023 wie folgt neu gefasst:

„VIIa Wohn- und Werkstattzulage
(a) 1Mitarbeiter der Vergütungsgruppen 3 bis 9 sowie 

Mitarbeiter, die aufgrund eines Bewährungsaufstieges 
aus Vergütungsgruppe 3 in Vergütungsgruppe 2 eingrup-
piert sind, und Mitarbeiter in den Entgeltgruppen S 2 bis 
S 18 der Anlage 33 erhalten für die Dauer der Tätigkeit in 
einer besonderen Wohnform (insbesondere stationäre 
Einrichtungen, Wohngruppen für Menschen mit Behinde-
rung im Sinne von SGB IX, Kinder- und Jugendwohnhei-
men oder vergleichbaren Einrichtungen [Heim]) oder in 
der ambulant unterstützten Einzel- oder Gruppenbetreu-
ung, wenn diese als Präsenzleistung durchgängig für 
24  Stunden täglich erfolgt, oder in der Heimerziehung 
nach § 34 SGB VIII eine Zulage in Höhe von 100,00 Euro 
monatlich, wenn dort ein überwiegender Teil der Men-
schen mit durchgängigem Unterstützungs- oder Betreu-
ungsbedarf untergebracht ist bzw. betreut wird. 2Voraus-
setzung ist, dass die Mitarbeiter in der Pflege, Betreuung, 
Erziehung oder heilpädagogisch-therapeutischen Be-
handlung tätig sind. 3Überwiegt der Teil der Menschen 
mit durchgängigem Unterstützungs- oder Betreuungsbe-
darf nicht, beträgt die Zulage 50,00 Euro monatlich.

b) 1Mitarbeiter der Vergütungsgruppen 3 bis 9 sowie 
Mitarbeiter, die aufgrund eines Bewährungsaufstieges 
aus Vergütungsgruppe 3 in Vergütungsgruppe 2 eingrup-
piert sind, und Mitarbeiter in den Entgeltgruppen S 2 bis 
S 18 der Anlage 33

1. in Ausbildungs- oder Berufsbildungsstätten oder 
Berufsförderungswerkstätten

2. oder in Werkstätten für Menschen mit Behinderung
erhalten für die Dauer ihrer Tätigkeit in der beruflichen 

Anleitung/Ausbildung oder im begleitenden sozialen 
Dienst eine monatliche Zulage von 65,00 Euro.

2Die Zulage erhalten auch Mitarbeiter in Versorgungs-
betrieben für die Dauer ihrer Tätigkeit, wenn sie in der be-
ruflichen Anleitung/Ausbildung von Menschen mit Behin-
derungen tätig sind.

(c) 1Die Zulage wird nur für Zeiträume gezahlt, für die 
Dienstbezüge (Vergütung, Urlaubsvergütung, Krankenbe-
züge) zustehen. 2Sie ist bei der Bemessung der Zuwen-
dungen im Todesfall (Abschnitt XV der Anlage 1) und des 
Übergangsgeldes (Anlage 15) zu berücksichtigen.“

2. In Anlage 1 zu den AVR wird ein neuer Abschnitt VIIb 
eingefügt: 

„VIIb Einmalzahlung Wohn- und Werkstattzulage
1Mitarbeiter nach Abschnitt VIIa Absätze a) und b) der 

Anlage 1, die an mindestens einem Tag zwischen dem 
1. Juli 2022 und dem 31. Dezember 2022 Anspruch auf 
Dienstbezüge haben, erhalten eine Einmalzahlung, die 
spätestens bis zum 31. März 2023 ausgezahlt wird. 2Die 
Einmalzahlung beträgt für

a) Mitarbeiter nach Abschnitt VIIa  
Absatz a) Satz 1 der Anlage 1 270,00 Euro,

b) Mitarbeiter nach Abschnitt VIIa  
Absatz a) Satz 3 der Anlage 1 135,00 Euro,

c) Mitarbeiter nach Abschnitt VIIa  
Absatz b) der Anlage 1 170,00 Euro. 

3Abschnitt IIa der Anlage 1 sowie § 12a der Anlage 33 
finden Anwendung. 4Der Anspruch nach Sätzen 1 und 2 
vermindert sich um ein Sechstel für jeden Kalendermonat 
im Zeitraum Juli bis Dezember 2022, in dem der Mitarbei-
ter nicht mindestens an einem Tag Anspruch auf Dienst-
bezüge hat. 5Anspruch auf Dienstbezüge im Sinne des 
Satzes 4 sind hier auch der Anspruch auf Entgeltfortzah-
lung aus Anlass der in § 10 AT, in Abschnitt XII Absätze a) 
und b) der Anlage 1, in § 3 Absatz 2 Satz 2 der Anlage 5, 
in § 2 und § 4 der Anlage 14, in § 2 Abs. 3 Satz 1 der An-
lage 33 und in § 16 der Anlage 33 genannten Ereignisse 
sowie der Anspruch auf Krankengeldzuschuss aus Ab-
schnitt XII Absatz c Satz 1 der Anlage 1, auch wenn die-
ser wegen der Höhe der Barleistungen des Sozialversi-
cherers nicht gezahlt wird. 6Einem Anspruch auf Dienst-
bezüge gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld 
nach § 45 SGB V oder entsprechender gesetzlicher Leis-
tungen und der Bezug von Leistungen nach §§ 18-20 
MuSchG oder § 24i SGB V.“

III. Inkrafttreten 

Die Änderungen treten zum 20. Oktober 2022 in Kraft.

Teil II: Eingruppierung von Betreuungskräften / Anla-
ge 22 zu den AVR 

I. Eingruppierung von Betreuungskräften 

1. In Anlage 2 zu den AVR werden die Ziffern 18 und 19 
der Vergütungsgruppe 10 wie folgt neu gefasst:

„18 Betreuungskräfte in der ambulanten Pflege mit Tä-
tigkeiten zur Unterstützung im Alltag, soweit sie im Rah-
men der von ihnen auszuübenden Tätigkeiten in einem 
Umfang von mindestens 25 Prozent ihrer vereinbarten 
Arbeitszeit gemeinsam mit Bezieherinnen und Beziehern 
von Pflegeleistungen tagesstrukturierend, aktivierend, 
betreuend oder pflegend tätig werden144, 145, 146, 147, 148, 149, 

150“

„19 Betreuungskräfte mit Tätigkeiten in der Betreuung 
und Aktivierung in stationären Pflegeeinrichtungen, so-
weit sie im Rahmen der von ihnen auszuübenden Tätig-
keiten in einem Umfang von mindestens 25 Prozent ihrer 
vereinbarten Arbeitszeit gemeinsam mit Bezieherinnen 
und Beziehern von Pflegeleistungen tagesstrukturierend, 
aktivierend, betreuend oder pflegend tätig werden144, 145, 

146, 147, 148, 149, 150“

2. In der Anlage 2 zu den AVR werden den Anmerkun-
gen zu den Tätigkeitsmerkmalen der Vergütungsgrup-
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pen 1 bis 12 die neuen Hochziffern 148, 149, 150, 151 
hinzugefügt:

„148 Abweichend von Abschnitt III § 1 Absatz a) der 
Anlage 1 ist für Betreuungskräfte in Vergütungsgruppe 10 
Ziffern 18 und 19 die Stufe 4 Einstiegsstufe.

149 Das Tätigkeitsmerkmal wird z. B. erfüllt von Be-
treuungskräften in Angeboten nach § 45a SGB XI oder 
Betreuungskräften in Pflegeeinrichtungen i. S. d. § 43b 
SGB XI. Das Tätigkeitsmerkmal ist auch erfüllt bei Mitar-
beitern in der Verwaltung, Haustechnik, Küche, hauswirt-
schaftlichen Versorgung, Gebäudereinigung, Empfangs- 
und Sicherheitsdienst, Garten- und Geländepflege, Wä-
scherei sowie Logistik, soweit sie im Rahmen der von ih-
nen auszuübenden Tätigkeiten in einem Umfang von 
mindestens 25 Prozent ihrer vereinbarten Arbeitszeit ge-
meinsam mit Bezieherinnen und Beziehern von Pflege-
leistungen tagesstrukturierend, aktivierend, betreuend 
oder pflegend tätig werden.

150 Mitarbeiter, die im Rahmen der von ihnen auszu-
übenden Tätigkeiten in einem Umfang von mindestens 
25 Prozent ihrer vereinbarten Arbeitszeit gemeinsam mit 
Bezieherinnen und Beziehern von Pflegeleistungen ta-
gesstrukturierend, aktivierend, betreuend oder pflegend 
tätig werden, erhalten ab 1. November 2022 eine Zulage 
in Höhe von monatlich 120 Euro. Die Zulage ist bis zum 
31. Dezember 2024 befristet.

151 Soweit Mitarbeiter in dieser Ziffer im Rahmen der 
von ihnen auszuübenden Tätigkeiten in einem Umfang 
von mindestens 25 Prozent ihrer vereinbarten Arbeitszeit 
gemeinsam mit Bezieherinnen und Beziehern von Pflege-
leistungen tagesstrukturierend, aktivierend, betreuend 
oder pflegend tätig werden, erfolgt die Eingruppierung in 
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 18 oder 19.“

3. In der Anlage 2 zu den AVR wird die Hochziffer 145 
wie folgt neu gefasst:

„145 1Die Bestimmungen der Anlage 1 Abschnitt V fin-
den keine Anwendung. 2Für Betreuungskräfte, auf die am 
31. Dezember 2018 die Bestimmungen der Anlage 1 Ab-
schnitt V Anwendung finden, verbleibt es bei dieser An-
wendung. 3Für Mitarbeiter, auf die am 31. Oktober 2022 
die Bestimmungen der Anlage 1 Abschnitt V Anwendung 
finden, verbleibt es bei dieser Anwendung.“

4. In der Anlage 2 zu den AVR wird die Befristung in 
der Anmerkung mit der Hochziffer 146 wie folgt geändert:

„146 Diese Eingruppierung tritt [in der neuen Fassung] 
zum 1. November 2022 in Kraft und ist bis zum 31. De-
zember 2024 befristet.“

5. In der Anlage 2 zu den AVR wird die Anmerkung mit 
der Hochziffer 147 wie folgt geändert:

„147 Für Betreuungskräfte, die am 31. Dezember 2018 
bzw. am 31. Oktober 2022 höher eingruppiert sind, ver-
bleibt es bei der höheren Eingruppierung.“ 

6. In der Anlage 2 zu den AVR wird in der Vergütungs-
gruppe 11 Ziffer 1 die Anmerkung mit der Hochziffer 151 
hinzugefügt:

„1 Hauswirtschaftliche, gärtnerische und landwirt-
schaftliche Hilfskräfte sowie Reinigungskräfte151“ 

7. In der Anlage 2 zu den AVR wird in die Anmerkung 
mit der Hochziffer 150 bei folgenden Tätigkeitsmerkma-
len hinzugefügt:

Vergütungsgruppe 9a Ziffer 2a
Vergütungsgruppe 9a Ziffer 2b
Vergütungsgruppe 9a Ziffer 4a

Vergütungsgruppe 9a Ziffer 4b
Vergütungsgruppe 9a Ziffer 8

Vergütungsgruppe 9 Ziffer 1
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 2
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 3
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 8
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 9
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 13
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 17a
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 23
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 24
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 38

Vergütungsgruppe 10 Ziffer 1
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 2
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 6
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 6a
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 7
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 9
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 17

8. Dieser Beschluss tritt zum 1. November 2022 in 
Kraft.

II. Anlage 22 zu den AVR 

1. Änderungen in Anlage 22 zu den AVR 

In der Anlage 22 zu den AVR wird der folgende neue 
§ 6 eingefügt: 

„§ 6 Überleitungsregelung für Mitarbeiter nach Anla-
ge 22 

1Die Mitarbeiter, die am 31. Dezember 2022 in einem 
Dienstverhältnis stehen, das am 1. Januar 2023 fortbe-
steht, und die am 31. Dezember 2022 nach Anlage 22 
vergütet werden, sind zum 1. Januar 2023 der Vergü-
tungsgruppe nach Anlage 2 zugeordnet, in die sie gemäß 
Abschnitt I der Anlage 1 eingruppiert sind. 2Die bisher ab 
Beginn des Dienstverhältnisses zurückgelegte Zeit wird 
vollumfänglich auf die Stufenzuordnung gemäß § 1 Ab-
schnitt III A der Anlage 1 angerechnet. 3Die Stufenzuord-
nung erfolgt unter Beibehaltung der bisher zurückgeleg-
ten Zeit. 4Soweit vorstehend keine abweichenden Rege-
lungen vorgesehen sind, finden die AVR Anwendung.“

2. Inkrafttreten 

Die Änderungen treten zum 1. November 2022 in Kraft.

Teil III: Korrekturen zum Ärztebeschluss 2022

I. § 4 Abs. 4 der Anlage 30 zu den AVR (Arbeit an 
Sonn- und Feiertagen sowie an Wochenenden) wird wie 
folgt geändert:

1. Satz 3 wird wie folgt neu gefasst: „Die Arbeitsleis-
tung an einem Wochenende wird jeweils dem Kalender-
monat zugeordnet, in dem sie begonnen hat.“

2. Satz 6 wird wie folgt neu gefasst: „Dies gilt nicht für 
Arbeitsleistungen, die an dem ersten weiteren Wochen-
ende im Kalendervierteljahr (Satz 2) erbracht worden 
sind.“

3. Satz 8 wird wie folgt neu gefasst: „Jedenfalls ein 
freies Wochenende pro Kalendermonat ist zu gewährleis-
ten.“

4. Nach Satz 8 wird folgender neuer Satz 9 angefügt: 
„Gewährte freie Wochenenden werden jeweils dem Ka-
lendermonat ihres Beginns zugeordnet.“

II. § 6 Abs. 12 der Anlage 30 zu den AVR wie folgt neu 
gefasst:

„(12) 1Bei vollzeitbeschäftigten Ärztinnen und Ärzten, 
die sowohl Bereitschaftsdienst als auch Rufbereitschaft 
leisten, gilt, dass diese im Kalendermonat 
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bei einem Bereitschaftsdienst höchstens noch zu zehn 
Rufbereitschaften, 

bei zwei Bereitschaftsdiensten höchstens noch zu sie-
ben Rufbereitschaften, 

bei drei Bereitschaftsdiensten höchstens noch zu vier 
Rufbereitschaften und 

bei vier Bereitschaftsdiensten zu keiner Rufbereitschaft 
sowie 
bei bis zu vier Rufbereitschaften höchstens noch zu 

drei Bereitschaftsdiensten, 
bei mehr als vier bis zu sieben Rufbereitschaften 

höchstens noch zu zwei Bereitschaftsdiensten, 
bei mehr als sieben bis zu zehn Rufbereitschaften 

höchstens noch zu einem Bereitschaftsdienst und 
bei mehr als zehn Rufbereitschaften zu keinem Bereit-

schaftsdienst herangezogen werden dürfen. 2Bei teilzeit-
beschäftigten Ärztinnen und Ärzten ist das Verhältnis ih-
rer individuell vereinbarten durchschnittlichen regelmäßi-
gen Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit vergleichba-
rer vollzeitbeschäftigter Ärztinnen und Ärzten zu berück-
sichtigen. 3§ 6 Abs. 10 Sätze 2 und 3 sowie § 6 Abs. 8 
Satz 5 gelten entsprechend. 4Für über die Anzahl nach 
den Sätzen 1 oder 2 hinaus angeordnete Bereitschafts-
dienste oder Rufbereitschaften gilt die jeweils einschlägi-
ge Bewertungsregelung (§ 8 Abs. 3 Sätze 4 bis 6) oder 
Zuschlagsregelung (§ 7 Abs. 3 Sätze 10 bis 12).“

III. Die Anmerkung 2 zu § 6 Abs. 12 der Anlage 30 zu 
den AVR wie folgt neu gefasst:

„2. 1Die zulässige Anzahl gemäß § 6 Abs. 8 Satz 4 und 
§ 6 Abs. 10 Satz 1 gilt dann als erreicht, sofern die ge-
genseitige Anrechnung der Dienste einen Punktwert ent-
sprechend dem Verhältnis ihrer individuell vereinbarten 
durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit zur regelmä-
ßigen Arbeitszeit vergleichbarer vollzeitbeschäftigter Ärz-
tinnen und Ärzten (52 Punkte) erreicht. 2Ergibt sich bei 
Berechnungen nach Satz 1 ein Bruchteil von mindestens 
0,5, ist er aufzurunden; Bruchteile von weniger als 0,5 
werden abgerundet.“

IV. § 7 Abs. 4 der Anlage 30 zu den AVR wie folgt neu 
gefasst:

„(4) 1Für Inanspruchnahmen innerhalb der Rufbereit-
schaft in der Zeit zwischen 0 Uhr und 6 Uhr erhält die 
Ärztin / der Arzt zusätzlich zu dem Entgelt für Überstun-
den sowie etwaigen Zeitzuschlägen (§ 7 Abs. 1 in Verbin-
dung mit § 7 Abs. 3 Sätze 4 bis 6) einen gesonderten Zu-
schlag. 2Dieser beträgt 50 Prozent des Rufbereitschafts-
entgelts nach § 7 Abs. 3 Satz 5. 3Zur Berechnung des 
Zuschlags nach Satz 1 sind Inanspruchnahmezeiten in 
der Zeit zwischen 0 Uhr und 6 Uhr von unter einer Stunde 
auf eine Stunde zu runden; überschreitet die Addition der 
Inanspruchnahmezeiten in der Zeit zwischen 0 Uhr und 6 
Uhr die Zeitspanne von einer Stunde, findet keine Run-
dung statt. 4Der Zuschlag nach Satz 1 ist auf die im Fol-
gemonat geäußerte Erklärung der Ärztin / des Arztes hin 
im Verhältnis 1:1 bis zum Ende des dritten Kalendermo-
nats, der auf seine Entstehung folgt, in Freizeit auszuglei-
chen; Satz 1 der Anmerkung zu § 7 Abs. 1 Satz 2 
Buchst. d findet entsprechend Anwendung.

V. § 20 der Anlage 30 zu den AVR (Kosten des Heilbe-
rufsausweises) wird wie folgt neu gefasst:

„Der Dienstgeber übernimmt für die Dauer des Dienst-
verhältnisses die Kosten für den elektronischen Heilbe-
rufsausweis (eHBA) für Ärztinnen und Ärzte.“

VI. Inkrafttreten

Die Änderung in der Ziffer V. tritt zum 1. Januar 2022 in 
Kraft. Die Änderung in der Ziffer IV. tritt zum 1. Juli 2022 

in Kraft. Die Änderungen in den Ziffern I. bis III. treten 
zum 1. Januar 2023 in Kraft. 

Paderborn, 06.01.2023

Der Diözesanadministrator für das Erzbistum Paderborn

L. S.

Diözesanadministrator

Gz.: 5/1318.20/9/7-2022

Nr. 4. Beschluss der Regionalkommission Nord-
rhein-Westfalen vom 28. Oktober 2022 – Än-
derungen der Anlage 2 zu den AVR

Die Regionalkommission Nordrhein-Westfalen be-
schließt:

I. Übernahme des beschlossenen mittleren Wertes

Der Beschluss der Bundeskommission der Arbeits-
rechtlichen Kommission vom 20. Oktober 2022 zu den 
Betreuungskräften in Vergütungsgruppe 10 der Anlage 2 
AVR, Neufassung der Ziffern 18 und 19, wird hinsichtlich 
des dort festgelegten mittleren Wertes (Höhe der Zulage 
gemäß Anmerkung 150 Satz 1 der Anmerkungen zu den 
Tätigkeitsmerkmalen der Vergütungsgruppen 1-12 der 
Anlage 2 AVR) als Festsetzung für den Bereich der Regio-
nalkommission Nordrhein-Westfalen übernommen. Er 
beträgt 120 Euro.

II. Inkrafttreten

Dieser Beschluss tritt zum 1. November 2022 in Kraft.

Die vorstehenden Änderungen der Regionalkommissi-
on des Deutschen Caritasverbandes setze ich hiermit für 
das Erzbistum in Kraft.

Paderborn, 06.01.2023

Der Diözesanadministrator für das Erzbistum Paderborn

L. S.

Diözesanadministrator

Gz.: 5/1318.20/9/8-2022

Nr. 5.  Beschluss der Regionalkommission Nord-
rhein-Westfalen vom 28. Oktober 2022 – Än-
derungen der Anlagen 33 und 1 zu den AVR

Die Regionalkommission Nordrhein-Westfalen be-
schließt:

I. Übernahme der beschlossenen mittleren Werte

Der Beschluss der Bundeskommission der Arbeits-
rechtlichen Kommission vom 20. Oktober 2022 zur SuE-
Tarifrunde, Änderungen in der Anlage 33 und der Anla-
ge 1 AVR wird hinsichtlich aller dort beschlossenen mitt-
leren Werte mit der Maßgabe übernommen, dass alle 
dort beschlossenen mittleren Werte in derselben Höhe, 
wie sie in Nummern I. und II. des o. g. Beschlusses der 
Bundeskommission enthalten sind, als neue Werte für 
den Bereich der Regionalkommission Nordrhein-Westfa-
len festgesetzt werden. 
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II. Inkrafttreten

Dieser Beschluss tritt zum 20. Oktober 2022 in Kraft.

Die vorstehenden Änderungen der Regionalkommissi-
on des Deutschen Caritasverbandes setze ich hiermit für 
das Erzbistum in Kraft.

Paderborn, 06.01.2023

Der Diözesanadministrator für das Erzbistum Paderborn

L. S.

Diözesanadministrator

Gz.: 5/1318.20/9/8-2022

Nr. 6.  Beschluss der Regional-KODA Nordrhein-
Westfalen vom 7. Dezember 2022 – Übernah-
me Tarifabschluss Sozial- und Erziehungs-
dienst, Teil 2 

Die Kommission zur Ordnung des diözesanen Arbeits-
vertragsrechts für die (Erz-)Diözesen Aachen, Essen, 
Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Pader-
born (Regional-KODA NW) hat am 7. Dezember 2022 be-
schlossen:

I) Die Kirchliche Arbeits- und Vergütungsordnung 
 (KAVO) für die (Erz-)Bistümer Aachen, Essen, Köln, 
Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Paderborn 
vom 15.12.1971 (Kirchliches Amtsblatt 1971, Stk. 22, 
Nr. 283.ff.), zuletzt geändert am 07.12.2022 (Kirchliches 
Amtsblatt 2022, Stk. 13, Nr. 176.), wird wie folgt geän-
dert:

1. Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:

a) Teil B Abschnitt V. wird wie folgt geändert:

aa) Das Tätigkeitsmerkmal der Entgeltgruppe S 2 wird 
wie folgt gefasst:

„Entgeltgruppe S 2

Mitarbeiterinnen in der Tätigkeit von Kinderpflegerin-
nen, Sozialassistentinnen und Heilerziehungspflegehelfe-
rinnen mit staatlicher Anerkennung oder mit staatlicher 
Prüfung.57)59)“

bb) Das Tätigkeitsmerkmal der Entgeltgruppe S 3 wird 
wie folgt gefasst:

„Entgeltgruppe S 3

Kinderpflegerinnen, Sozialassistentinnen und Heiler-
ziehungspflegehelferinnen mit staatlicher Anerkennung 
oder mit staatlicher Prüfung und entsprechender Tätig-
keit sowie sonstige Mitarbeiterinnen, die aufgrund gleich-
wertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechen-
de Tätigkeiten ausüben.57)59)“

cc) Die Fallgruppe 1 des Tätigkeitsmerkmals der Ent-
geltgruppe S 4 wird wie folgt gefasst:

„1. Kinderpflegerinnen, Sozialassistentinnen und Heil-
erziehungspflegehelferinnen mit staatlicher Anerkennung 
oder mit staatlicher Prüfung und entsprechender Tätig-
keit sowie sonstige Mitarbeiterinnen, die aufgrund gleich-
wertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechen-
de Tätigkeiten ausüben, mit schwierigen fachlichen Tä-
tigkeiten.57)58)59)“

dd) Im Tätigkeitsmerkmal der Entgeltgruppe S 7 wird 
die Angabe „57)“ durch die Angabe „57)57a)57b)“ ersetzt.

ee) Die Entgeltgruppe S 8a wird wie folgt geändert:

aaa) Der bisherige Text der Entgeltgruppe S 8a wird 
zur Fallgruppe 1 und erhält den Zähler „1.“.

bbb) In der neuen Fallgruppe 1 wird die Angabe 
„57)59)61)“ durch die Angabe „57)57a)59)61)“ ersetzt.

ccc) Folgende neue Fallgruppe 2 wird angefügt:

„2. Mitarbeiterinnen mit abgeschlossener Berufsaus-
bildung und einer abgeschlossenen Weiterbildung als ge-
prüfte Fachkraft für Arbeits- und Berufsförderung als 
Gruppenleiterin in Ausbildungs- oder Berufsförderungs-
werkstätten.57)57a)“

ff) Die Entgeltgruppe S 8b wird wie folgt geändert:

aaa) In der Fallgruppe 1 wird nach der Angabe „57)“ 
die Angabe „57a)“ eingefügt.

bbb) In der Fallgruppe 2 wird nach der Angabe „57)“ 
die Angabe „57a)“ eingefügt.

ccc) In der Fallgruppe 4 wird nach der Angabe „57)“ 
die Angabe „57a)“ eingefügt.

gg) Die Entgeltgruppe S 9 wird wie folgt geändert:

aaa) In der Fallgruppe 1 wird nach der Angabe „57)“ 
die Angabe „57a)“ eingefügt.

bbb) In der Fallgruppe 2 wird nach der Angabe „57)“ 
die Angabe „57a)“ eingefügt.

ccc) In der Fallgruppe 3 wird nach der Angabe „57)“ 
die Angabe „57a)“ angefügt. 

ddd) In der Fallgruppe 4 wird die Angabe „64)“ durch 
die Angabe „57a)64)“ ersetzt.

eee) In der Fallgruppe 5 wird die Angabe „60)64)65)“ 
durch die Angabe „57a)60)64)65)“ ersetzt.

hh) In der Entgeltgruppe S 11a wird die Angabe 
„60)64)“ durch die Angabe „57a)60)64)“ ersetzt. 

ii) Die Entgeltgruppe S 13 wird wie folgt geändert:

aaa) In der Fallgruppe 1 wird die Angabe „64)65)“ 
durch die Angabe „57a)64)65)“ ersetzt.

bbb) In der Fallgruppe 2 wird die Angabe „60)64)65)“ 
durch die Angabe „57a)60)64)65)“ ersetzt.

jj) Die Entgeltgruppe S 15 wird wie folgt geändert:

aaa) In der Fallgruppe 1 wird die Angabe „64)65)“ 
durch die Angabe „57a)64)65)“ ersetzt.

bbb) In der Fallgruppe 2 wird die Angabe „60)64)65)“ 
durch die Angabe „57a)60)64)65)“ ersetzt.

ccc) In der Fallgruppe 3 wird die Angabe „64)“ durch 
die Angabe „57a)64)“ ersetzt.

ddd) In der Fallgruppe 4 wird die Angabe „60)64)65)“ 
durch die Angabe „57a)60)64)65)“ ersetzt.

eee) In der Fallgruppe 5 wird die Angabe „57)60)66)67)“ 
durch die Angabe „57)57a)60)66)67)“ ersetzt 

kk) Die Entgeltgruppe S 16 wird wie folgt geändert:

aaa) In der Fallgruppe 1 wird die Angabe „64)65)“ 
durch die Angabe „57a)64)65)“ ersetzt.

bbb) In der Fallgruppe 2 wird die Angabe „60)64)65)“ 
durch die Angabe „57a)60)64)65)“ ersetzt.

ccc) In der Fallgruppe 3 wird die Angabe „64)65)“ 
durch die Angabe „57a)64)65)“ ersetzt.
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ddd) In der Fallgruppe 4 wird die Angabe „60)64)65)“ 
durch die Angabe „57a)60)64)65)“ ersetzt.

eee) In der Fallgruppe 5 wird die Angabe „57)66)67)“ 
durch die Angabe „57)57a)66)67)“ ersetzt.

fff) In der Fallgruppe 6 wird die Angabe 
„57)60)65)66)67)“ durch die Angabe „57)57a)60)65)66)67)“ 
ersetzt.

ll) Die Entgeltgruppe S 17 wird wie folgt geändert:

aaa) In der Fallgruppe 1 wird die Angabe „64)65)“ 
durch die Angabe „57a)64)65)“ ersetzt.

bbb) In der Fallgruppe 2 wird die Angabe „60)64)65)“ 
durch die Angabe „57a)60)64)65)“ ersetzt.

ccc) In der Fallgruppe 3 wird die Angabe „64)65)“ 
durch die Angabe „57a)64)65)“ ersetzt.

ddd) In der Fallgruppe 4 wird die Angabe „60)64)65)“ 
durch die Angabe „57a)60)64)65)“ ersetzt. 

eee) In der Fallgruppe 8 wird die Angabe 
„57)60)65)66)67)“ durch die Angabe „57)57a)60)65)66)67)“ 
ersetzt.

mm) Die Entgeltgruppe S 18 wird wie folgt geändert:

aaa) In der Fallgruppe 1 wird die Angabe „64)65)“ 
durch die Angabe „57a)64)65)“ ersetzt.

bbb) In der Fallgruppe 4 wird die Angabe „64)65)“ 
durch die Angabe „57a)64)65)“ ersetzt.

ccc) In der Fallgruppe 5 wird die Angabe „57)65)66)67)“ 
durch die Angabe „57)57a)65)66)67)“ ersetzt.

b) Die Erläuterungen werden wie folgt geändert:

aa) Die Erläuterung 57) wird wie folgt gefasst:

„57) Die Mitarbeiterinnen – ausgenommen die in Ent-
geltgruppe S 4 bei Tätigkeiten der Fallgruppe 3, Entgelt-
gruppe S 7, Entgeltgruppe S 8a bei Tätigkeiten der Fall-
gruppe 2 und Entgeltgruppe S 8b bei Tätigkeiten der Fall-
gruppe 2 eingruppierten Mitarbeiterinnen – erhalten für 
die Dauer der Tätigkeit in einer besonderen Wohnform 
(insbesondere stationären Einrichtungen, Wohngruppen 
für Menschen mit Behinderung im Sinne von SGB IX, Kin-
der- und Jugendwohnheimen oder vergleichbaren Ein-
richtungen [Heim]) oder in der ambulant unterstützten 
Einzel- oder Gruppenbetreuung, wenn diese als Präsenz-
leistung durchgängig für 24 Stunden täglich erfolgt, oder 
in der Heimerziehung nach § 34 SGB VIII eine Zulage in 
Höhe von 100,00 Euro monatlich, wenn dort ein überwie-
gender Teil der Menschen mit durchgängigem Unterstüt-
zungs- oder Betreuungsbedarf untergebracht ist bzw. 
betreut wird; überwiegt der Teil der Menschen mit durch-
gängigem Unterstützungs- oder Betreuungsbedarf nicht, 
beträgt die Zulage 50,00 Euro monatlich. Für die in Ent-
geltgruppe S 4 bei Tätigkeiten der Fallgruppe 3, Entgelt-
gruppe S 7, Entgeltgruppe S 8a bei Tätigkeiten der Fall-
gruppe 2 und Entgeltgruppe S 8b bei Tätigkeiten der Fall-
gruppe 2 eingruppierten Mitarbeiterinnen in einem Heim 
im Sinne des Satzes 1 erster Halbsatz beträgt die Zulage 
65,00 Euro monatlich. Die Zulage wird nur für Zeiträume 
gezahlt, in denen Mitarbeiterinnen einen Anspruch auf 
Entgelt oder Fortzahlung des Entgelts nach §§ 23, 23a 
KAVO haben. Sie ist bei der Bemessung des Sterbegel-
des (§ 34 KAVO) zu berücksichtigen.“

bb) Nach der Erläuterung Nr. 57) werden eine neue Er-
läuterung 57a) und eine neue Erläuterung 57b) angefügt:

„57a) Mitarbeiterinnen, denen entsprechende Tätigkei-
ten als Praxisanleiterin in der Ausbildung von Erzieherin-
nen, von Kinderpflegerinnen, von Sozialassistentinnen 

oder von Heilerziehungspflegerinnen übertragen sind und 
die die übertragene Tätigkeit mit einem zeitlichen Anteil 
von mindestens 15 Prozent an ihrer Gesamttätigkeit aus-
üben, erhalten für die Dauer dieser Tätigkeit eine Zulage 
in Höhe von 70,00 Euro monatlich. Die Zulage wird nur 
für Zeiträume gezahlt, in denen Mitarbeiterinnen einen 
Anspruch auf Entgelt oder Fortzahlung des Entgelts nach 
§§ 23, 23a KAVO haben.

57b) Voraussetzung für die Eingruppierung ist, dass 
die Mitarbeiterin über eine sonderpädagogische Zusatz-
qualifikation im Sinne der Werkstättenverordnung nach 
dem SGB IX oder über eine der sonderpädagogischen 
Zusatzqualifikation gleichgestellte Qualifikation verfügt. 
Eine Qualifikation im Sinne von Satz 1 kann bis zum 
31. Dezember 2029 durch Teilnahme an geeigneten Fort-
bildungsmaßnahmen nachgeholt werden. Vom Erforder-
nis einer Qualifikation im Sinne des Satzes 1 sind Mitar-
beiterinnen befreit, denen seit mindestens 15 Jahren eine 
Tätigkeit entsprechend den Tätigkeitsmerkmalen der Ent-
geltgruppe S 7 übertragen ist.“

cc) In der Erläuterung Nummer 59) werden hinter dem 
Wort „Erzieherinnen“ die Wörter „oder Kinderpflegerin-
nen“ sowie hinter dem Wort „Schulkindergärten,“ die 
Wörter „Ganztagsangeboten für Schulkinder,“ eingefügt.

dd) Die Erläuterung Nummer 62) wird wie folgt geän-
dert:

aaa) Buchstabe f) wird wie folgt gefasst:

„f) Tätigkeiten einer Facherzieherin mit entsprechender 
abgeschlossener Fort- bzw. Weiterbildung im Umfang 
von mindestens 160 Stunden,“

bbb) Dem Buchstaben f) werden folgende neue Buch-
staben g) und h) angefügt:

„g) Tätigkeiten in Gruppen mit einem Anteil von min-
destens 15 Prozent von Kindern und Jugendlichen mit 
einem erhöhten Förderbedarf,

h) Tätigkeiten von Mitarbeiterinnen, die vom Dienstge-
ber zur insoweit erfahrenen Fachkraft nach § 8a SGB VIII 
(Kinderschutzfachkraft) bestellt worden sind.“

ee) Die Erläuterung Nummer 68) zu den „schwierigen 
Tätigkeiten“ wird wie folgt gefasst:

„68) Schwierige Tätigkeiten sind z. B. die

a) Beratung von Suchtmittel-Abhängigen,

b) begleitende Fürsorge für Heimbewohnerinnen und 
nachgehende Fürsorge für ehemalige Heimbewohnerin-
nen,

c) begleitende Fürsorge für Strafgefangene und nach-
gehende Fürsorge für ehemalige Strafgefangene,

d) Koordinierung der Arbeiten mehrerer Mitarbeiterin-
nen mindestens der Entgeltgruppe S 9,

e) Tätigkeiten in der Unterstützung/Assistenz von be-
hinderten Menschen im Sinne des § 2 SGB IX, bei denen 
in mindestens vier der neun Lebensbereiche im Sinne 
von § 118 SGB IX nicht nur vorübergehende Beeinträchti-
gungen der Aktivität und Teilhabe vorliegen,

f) Tätigkeiten in der Schulsozialarbeit,

g) Tätigkeiten in der Unterstützung/Assistenz von Men-
schen mit multiplen psychosozialen Beeinträchtigungen.“

2. Die Anlage 29 wird wie folgt geändert:

a) § 1 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 3 wird das Wort „vier“ durch das Wort „drei“ 
ersetzt.
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bb) Die Sätze 6 bis 8 werden aufgehoben. 

b) Nach § 4a werden folgende neue §§ 4b, 4c und 4d 
eingefügt:

„§ 4b 
Überleitung in Anhang 2 zu dieser Anlage  

zum 1. Januar 2023

(1) Mitarbeiterinnen im Sinne des § 4a Abs. 5 Satz 1, 
die nicht innerhalb der Antragsfrist nach § 4a Abs. 5 Satz 1 
ihre Eingruppierung nach dem Anhang 2 zu dieser Anlage 
geltend gemacht haben und die weiterhin Entgelt nach 
der Anlage 5 zur KAVO erhalten, können bis zum 30. Juni 
2023 (Ausschlussfrist) ihre Eingruppierung nach dem An-
hang 2 zu dieser Anlage schriftlich beantragen. Der An-
trag wirkt auf den 1. Januar 2023 zurück. 

(2) Mitarbeiterinnen, die von ihrem Antragsrecht nach 
Absatz 1 Gebrauch machen, erhalten ab dem 1. Januar 
2023 Entgelt nach einer der Entgeltgruppen S 8b, S 9 
bzw. S 11a, in die sie nach dem Teil B Abschnitt V der 
Anlage 2 zur KAVO (Entgeltordnung) eingruppiert sind. 
Bei Mitarbeiterinnen nach Satz 1 wird ein Vergleichsent-
gelt gebildet, das aus dem diesen Mitarbeiterinnen am 
31. Dezember 2022 zustehenden Tabellenentgelt, einem 
am 31. Dezember 2022 ggf. zustehenden Garantiebetrag 
und einer am 31.  Dezember 2022 zustehenden Besitz-
standszulage nach § 6 Anlage 27 KAVO besteht. Diese 
Mitarbeiterinnen werden einer ihrem Vergleichsentgelt 
entsprechenden individuellen Zwischenstufe zugeordnet. 
Zum 1. Januar 2027 steigen diese Mitarbeiterinnen in die 
dem Betrag nach nächsthöhere reguläre Stufe ihrer Ent-
geltgruppe auf; der weitere Stufenaufstieg richtet sich 
nach § 1 Abs. 4. Liegt das Vergleichsentgelt nach Satz 2 
über der höchsten Stufe derjenigen Entgeltgruppe, in die 
sie nach Satz 1 eingruppiert sind, werden diese Mitarbei-
terinnen einer dem Vergleichsentgelt entsprechenden in-
dividuellen Endstufe zugeordnet. Werden Mitarbeiterin-
nen vor dem 1. Januar 2027 aus einer individuellen Zwi-
schenstufe höhergruppiert, so erhalten sie in der höheren 
Entgeltgruppe Entgelt nach der regulären Stufe, deren 
Betrag mindestens ihrer bisherigen individuellen Zwi-
schenstufe entspricht; § 1 Abs. 6 Satz 3 findet Anwen-
dung. Werden Mitarbeiterinnen aus einer individuellen 
Endstufe höhergruppiert, so erhalten sie in der höheren 
Entgeltgruppe Entgelt nach der regulären Stufe bzw. ei-
ner erneuten individuellen Endstufe, die mindestens dem 
Betrag ihrer bisherigen individuellen Endstufe entspricht; 
§ 1 Abs. 6 Satz 3 findet Anwendung. Die individuelle Zwi-
schen- bzw. Endstufe verändert sich bei allgemeinen 
Entgeltanpassungen um den von der Regional-KODA 
Nordrhein-Westfalen für die jeweilige Entgeltgruppe fest-
gelegten Vomhundertsatz. 

§ 4c 
Höhergruppierung auf Antrag

Ergibt sich für Mitarbeiterinnen, die am 30. Juni 2022 in 
die Entgeltgruppe S 11b eingruppiert waren, aufgrund 
der Änderungen ab 1. Juli 2022 im Teil B Abschnitt V der 
Anlage 2 zur KAVO (Entgeltordnung) eine Eingruppierung 
in die Entgeltgruppe S 12, sind diese Mitarbeiterinnen nur 
auf Antrag gemäß § 20 KAVO in diese Entgeltgruppe ein-
gruppiert. Ergibt sich für Mitarbeiterinnen, die am 30. Juni 
2022 in die Entgeltgruppe S 12 eingruppiert waren, auf-
grund der Änderungen ab 1. Juli 2022 im Teil B Abschnitt V 
der Anlage 2 zur KAVO (Entgeltordnung) eine Eingruppie-

rung in die Entgeltgruppe S 14, sind diese Mitarbeiterin-
nen nur auf Antrag gemäß § 20 KAVO in diese Entgelt-
gruppe eingruppiert. Der Antrag nach Satz 1 oder 2 kann 
nur bis zum 31. Juli 2023 gestellt werden (Ausschluss-
frist) und wirkt jeweils auf den 1. Juli 2022 zurück. Nach 
dem 1. Juli 2022 eingetretene Änderungen der Stufenzu-
ordnung in der bisherigen Entgeltgruppe bleiben bei der 
Stufenzuordnung in der höheren Entgeltgruppe unbe-
rücksichtigt. Werden Mitarbeiterinnen nach Satz 1 aus 
einer individuellen Endstufe höhergruppiert, so erhalten 
sie in der höheren Entgeltgruppe Entgelt, das mindestens 
dem Entgelt ihrer bisherigen individuellen Endstufe zu-
züglich des Garantiebetrags nach § 1 Abs. 6 Satz 2 ent-
spricht. Werden Mitarbeiterinnen nach Satz 2 aus einer 
individuellen Endstufe höhergruppiert, so erhalten sie in 
der höheren Entgeltgruppe Entgelt, das mindestens dem 
Entgelt ihrer bisherigen individuellen Endstufe zuzüglich 
des Höhergruppierungsgewinns, den die Mitarbeiterin-
nen erhalten, die aus der Stufe 6 ihrer bisherigen Entgelt-
gruppe in die höhere Entgeltgruppe höhergruppiert wer-
den, entspricht. Die individuelle Endstufe verändert sich 
bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den von der 
Regional-KODA Nordrhein-Westfalen für die jeweilige 
Entgeltgruppe festgelegten Vomhundertsatz.

§ 4d 
Besondere Regelungen hinsichtlich der Stufenlaufzeit 

und weitere Regelungen

(1) Mitarbeiterinnen, die nach dem Teil B Abschnitt V 
der Anlage 2 zur KAVO (Entgeltordnung) eingruppiert 
sind und die am 1. Oktober 2024 in Stufe 2 eine Stufen-
laufzeit von mehr als zwei Jahren absolviert haben, wer-
den zum 1. Oktober 2024 der Stufe 3 zugeordnet. Mitar-
beiterinnen, die nach dem Teil B Abschnitt V der Anlage 2 
zur KAVO (Entgeltordnung) eingruppiert sind und die am 
1. Oktober 2024 in Stufe 3 eine Stufenlaufzeit von mehr 
als drei Jahren absolviert haben, werden zum 1. Oktober 
2024 der Stufe 4 zugeordnet.

(2) Mitarbeiterinnen mit Eingruppierung in der Entgelt-
gruppe S 4 bei Tätigkeiten der Fallgruppe 2 und Mitarbei-
terinnen mit Eingruppierung in der Entgeltgruppe S 8b 
bei Tätigkeiten in der Fallgruppe 4, die am 1. Oktober 
2024 in Stufe 4 eine Stufenlaufzeit von mehr als vier Jah-
ren absolviert haben, werden zum 1. Oktober 2024 der 
Stufe 5 zugeordnet. Mitarbeiterinnen mit Eingruppierung 
in der Entgeltgruppe S 8b bei Tätigkeiten der Fallgruppen 1 
oder 2, die am 1. Oktober 2024 in der Stufe 4 eine Stu-
fenlaufzeit von mehr als vier Jahren absolviert haben, 
werden zum 1. Oktober 2024 der Stufe 5 zugeordnet. 
Mitarbeiterinnen mit Eingruppierung in der Entgeltgruppe 
S  8b bei Tätigkeiten der Fallgruppen 1 oder 2, die am 
1.  Oktober 2024 in der Stufe 5 eine Stufenlaufzeit von 
mehr als fünf Jahren absolviert haben, werden zum 
1. Oktober 2024 der Stufe 6 zugeordnet. 

(3) Für die Stufenzuordnung gemäß den Absätzen 1 
und 2 gilt, dass die ab dem 1. Oktober 2024 zugeordnete 
Stufe jeweils neu zu laufen beginnt.

(4) Die Werte der Entgeltgruppe S 9 werden ab dem 
1.  Oktober 2024 neu gefasst. Dafür verändern sich die 
folgenden Tabellenwerte bis zum 1. Oktober 2024 bei all-
gemeinen Entgeltanpassungen um den von der Regional-
KODA Nordrhein-Westfalen für die Entgeltgruppe S 9 (in 
der bis zum 30. September 2024 geltenden Fassung) 
festgelegten Vomhundertsatz:
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EG Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6
S 9
in Euro 3.060,00 3.280,00 3.530,00 3.900,00 4.250,00 4.520,00“

II) Die Änderungen unter I) Ziffern 1 und 2b treten rück-
wirkend zum 1. Juli 2022 in Kraft. Die Änderungen unter I) 
Ziffer 2a treten am 1. Oktober 2024 in Kraft.

Paderborn, 06.01.2023

Der Diözesanadministrator für das Erzbistum Paderborn

L. S.

Diözesanadministrator

Gz.: 5/1318.20/3/5-2022

Nr. 7. Gesetz zur Änderung der „Zentral-KODA-
Ordnung“ (ZAK-Ordnung-ÄnderungsG)

Artikel 1 Gremienbezeichnung

Die „Zentrale Kommission“ gemäß § 2 Abs. 1 S. 1 lit. a 
Zentral-KODA-Ordnung in der Fassung des Beschlusses 
der Vollversammlung des Verbandes der Diözesen 
Deutschlands vom 18. November 2013 (Kirchliches 
Amtsblatt 2013, Stk. 12, Nr. 166.) erhält folgende neue 
Bezeichnung: „Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission 
(ZAK)“.

Artikel 2 Fortgeltung der Beschlüsse

1Die bisherigen Beschlüsse und Empfehlungen der 
Zentralen Kommission bzw. der Zentral-KODA bleiben 
von den nachfolgenden Änderungen unberührt. 2Sie gel-
ten nunmehr als Beschlüsse und Empfehlungen der Zen-
tralen Arbeitsrechtlichen Kommission bis zu einer an-
derslautenden Beschlussfassung durch diese fort.

Artikel 3 Fortgeltung der Zusammensetzung von 
Zentraler Kommission, Arbeitsrechtsausschuss, 

Vermittlungsausschuss und der übrigen Ausschüsse

(1) Die nach der Zentral-KODA-Ordnung in der Fas-
sung des Beschlusses der Vollversammlung des Verban-
des der Diözesen Deutschlands vom 18. November 2013 
bestehende Zentrale Kommission setzt ihre Arbeit in zu-
nächst unveränderter Zusammensetzung als Zentrale Ar-
beitsrechtliche Kommission fort. 

(2) Arbeitsrechtsausschuss, Vermittlungsausschuss 
und sonstige bestehende Ausschüsse der Zentralen 
Kommission bzw. des Arbeitsrechtsausschusses setzen 
ihre Arbeit ebenfalls in zunächst unveränderter Zusam-
mensetzung als Gremien der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission fort.

(3) Ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ände-
rungsgesetzes erfolgen Änderungen betreffend die Zu-
sammensetzung der in den Absätzen 1 und 2 genannten 
Gremien nach den Regelungen der ZAK-Ordnung zu 
Wahl, Bestellung und Benennung von Personen. 

Artikel 4 Änderung der „Zentral-KODA-Ordnung“ in 
„Ordnung der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission 

(ZAK-Ordnung)“ 

Die „Zentral-KODA-Ordnung“, zuletzt geändert durch 
Beschluss der Vollversammlung des Verbandes der Diö-
zesen Deutschlands vom 18. November 2013 (Kirchli-
ches Amtsblatt 2013, Stk. 12, Nr. 166.), wird nach Bera-
tung und Beschlussfassung in der Vollversammlung des 
Verbandes der Diözesen Deutschlands am 22. November 
2022 wie folgt geändert:

1. In der Präambel wird die Angabe „Artikel 7“ durch 
„Artikel 9“ ersetzt und die Wörter „im Rahmen kirchlicher 
Arbeitsverhältnisse“ gestrichen. 

2. In § 1 wird die Überschrift „Aufgabe der Zentral- 
KODA und Geltungsbereich“ durch „Zentrale Arbeits-
rechtliche Kommission und Arbeitsrechtsausschuss“ er-
setzt. In § 1 wird der bisherige Satz zum Absatz 1, und 
die Wörter „Zentral-KODA“ werden durch „Zentrale Ar-
beitsrechtliche Kommission (ZAK)“ ersetzt. Vor „Diöze-
sen“ wird der Zusatz „(Erz-)“ eingefügt.

Folgende Absätze 2 bis 4 werden angefügt: 
„(2) Sie wird gebildet aus Vertretern/Vertreterinnen der 

Arbeitsrechtlichen Kommissionen der (Erz-)Diözesen und 
der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Cari-
tasverbandes.

(3) 1Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission nimmt 
ihre Aufgaben als ständige Kommission wahr. 2Sie be-
dient sich zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben des Arbeits-
rechtsausschusses (ARA).

(4) Die Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission und die Mitglieder des Arbeitsrechtsaus-
schusses sind an geltende Kirchengesetze, insbesondere 
an die Grundordnung des kirchlichen Dienstes (Grund-
ordnung), gebunden.“

3. Der bisherige § 2 entfällt. 

4. Der bisherige § 3 wird zu § 2 und wie folgt neu ge-
fasst: 

„§ 2 Aufgaben der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kom-
mission

(1) Aufgabe der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion ist die Beschlussfassung von Rechtsnormen über 
Inhalt, Abschluss und Beendigung von Arbeitsverhältnis-
sen mit kirchlichen Rechtsträgern im Geltungsbereich der 
Grundordnung in folgenden Angelegenheiten:

1. Ausfüllung von Öffnungsklauseln in staatlichen Ge-
setzen,

2. Fassung von Einbeziehungsabreden für Arbeitsver-
träge hinsichtlich der Loyalitätsobliegenheiten und Ne-
benpflichten gemäß der Grundordnung,

3. kirchenspezifische Regelungen
a) für die Befristung von Arbeitsverhältnissen, soweit 

nicht bereits von Nr. 1 erfasst,
b) für den kirchlichen Arbeitszeitschutz, insbesondere 

für den liturgischen Dienst,
c) für Mehrfacharbeitsverhältnisse bei verschiedenen 

Dienstgebern,
d) für die Rechtsfolgen des Wechsels von einem 

Dienstgeber zu einem anderen Dienstgeber.
(2) 1Solange und soweit die Zentrale Arbeitsrechtliche 

Kommission von ihrer Regelungsbefugnis durch Be-
schlussfassung keinen Gebrauch gemacht hat oder 
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macht, haben die anderen aufgrund Artikel 9 Grundord-
nung errichteten Kommissionen die Befugnis zur Be-
schlussfassung über Rechtsnormen. 2Deren Regelungen 
bleiben unangewendet, solange und soweit der Be-
schluss der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission 
Gültigkeit besitzt.

(3) Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission kann 
den anderen nach Artikel 9 Grundordnung gebildeten 
Kommissionen nach Maßgabe des § 3 Ziff. 8 Empfehlun-
gen für die Beschlussfassung über Rechtsnormen ge-
ben.“

5. Der bisherige § 4 wird zu § 3 und wie folgt neu ge-
fasst:

„§ 3 Aufgaben des Arbeitsrechtsausschusses

Der Arbeitsrechtsausschuss hat im Bereich des Ar-
beitsrechts folgende Aufgaben:

1. Informations- bzw. Meinungsaustausch zu allen Fra-
gen und Auswirkungen des Arbeitsrechts, 

2. Koordinierung der Positionen,
3. Beobachtung der arbeitsrechtlichen Entwicklungen 

(Monitoring),
4. Erarbeitung von Beschlussvorschlägen für die Zen-

trale Arbeitsrechtliche Kommission,
5. Information und Beratung des Katholischen Büros in 

Berlin,
6. Mitwirkung gemäß der Ordnung über das Zustande-

kommen von arbeitsrechtlichen Regelungen auf der Ebe-
ne der DBK auf dem Gebiet des Arbeitsrechts, 

7. Vorbereitung der Sitzungen der Zentralen Arbeits-
rechtlichen Kommission,

8. Entscheidung über die Zuweisung von Empfeh-
lungsmaterien an die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommis-
sion.“

6. Der bisherige § 5 wird zu § 4 und wie folgt neu ge-
fasst: 

„§ 4 Zusammensetzung der Zentralen Arbeitsrechtli-
chen Kommission 

(1) 1Der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission ge-
hören jeweils 21 Vertreter/Vertreterinnen der Dienstgeber 
und der Dienstnehmer an. 2Zusätzlich zu den von den Ar-
beitsrechtlichen Kommissionen nach Maßgabe der Ab-
sätze 2 und 3 entsandten Vertretern/Vertreterinnen der 
Dienstnehmer wird eine bestimmte Anzahl von Mitglie-
dern durch tariffähige Arbeitnehmerkoalitionen (Gewerk-
schaften) entsandt. 3Das Nähere regelt § 5.

(2) 1Für die (Erz-)Diözesen gehören der Zentralen Ar-
beitsrechtlichen Kommission insgesamt 14 Vertreter/Ver-
treterinnen der Dienstgeber und 14 Vertreter/Vertreterin-
nen der Dienstnehmer nach folgendem Schlüssel an: 

– Bayern mit den (Erz-)Diözesen Augsburg, Bamberg, 
Eichstätt, München und Freising, Passau, Regensburg, 
Würzburg 

3 Mitglieder
– Nordrhein-Westfalen mit den (Erz-)Diözesen Aachen, 

Essen, Köln, Münster, Paderborn 
3 Mitglieder
– Mittelraum mit den Diözesen Fulda, Limburg, Mainz, 

Speyer, Trier 
2 Mitglieder
– Nord-Ost mit den (Erz-)Diözesen Hamburg, Hildes-

heim, Osnabrück, Berlin, Erfurt, Dresden-Meißen, Görlitz, 
Magdeburg, Offizialatsbezirk Oldenburg 

4 Mitglieder
– Süd-West mit den (Erz-)Diözesen Freiburg und Rot-

tenburg-Stuttgart 
2 Mitglieder

2Die Vertreter/Vertreterinnen der Dienstgeber werden 
von den Dienstgebervertretern/-vertreterinnen der in den 
Regionen bestehenden Kommissionen nach § 1 Abs. 2 
aus ihrer Mitte gewählt, soweit in der jeweiligen Region 
nach Abs. 2 Satz 1 eine regionale Kommission besteht. 
3In Regionen, in denen eine solche nicht besteht, bestel-
len die Generalvikare aller (Erz-)Diözesen der Region in 
gegenseitigem Einvernehmen die Vertreter/Vertreterinnen 
der Region aus dem Kreis der Dienstgebervertreter/-ver-
treterinnen der in der Region bestehenden Kommissio-
nen nach § 1 Abs. 2. 4Die Vertreter/Vertreterinnen der 
Dienstnehmer werden von Vertretern/Vertreterinnen der 
Dienstnehmer in den in der Region bestehenden Kom-
missionen nach Artikel 9 Grundordnung aus ihrer Mitte 
gewählt. 5Das Nähere wird in einer von den Bischöfen der 
jeweiligen Region zu erlassenden Wahlordnung geregelt.

(3) Die Dienstgeber- und die Dienstnehmerseite der Ar-
beitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritasver-
bandes wählen aus ihrer Mitte jeweils sieben Vertreter/
Vertreterinnen.

(4) 1Wird neben den gewählten Vertretern/Vertreterin-
nen der Dienstnehmerseite auch eine bestimmte Anzahl 
von Gewerkschaftsvertretern/Gewerkschaftsvertreterin-
nen nach § 5 entsandt, ist die Dienstgeberseite durch ei-
ne identische Zahl von Vertretern/Vertreterinnen zu erhö-
hen. 2Die entsprechenden Vertreter/Vertreterinnen wer-
den von der Dienstgeberseite des Arbeitsrechtsaus-
schusses benannt. 3Als Vertreter/Vertreterinnen der 
Dienstgeberseite kann nicht berufen werden, wer auf-
grund der Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO) Mit-
glied der Mitarbeitervertretung sein kann. 4Mit Ausschei-
den eines Gewerkschaftsvertreters / einer Gewerkschafts-
vertreterin scheidet auch eine/-r dieser nach Satz 1 ge-
wählten zusätzlichen Vertreter/Vertreterinnen der Dienst-
geberseite aus. 5Welche Person nach Satz 1 hiervon be-
troffen ist, entscheidet das Los.

(5) Die Mitgliedschaft des einzelnen Mitglieds in der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission endet mit Ab-
lauf der Amtsperiode der entsprechenden Bistums-/Regi-
onal-KODA bzw. der Arbeitsrechtlichen Kommission des 
Deutschen Caritasverbandes, mit Beendigung der Mit-
gliedschaft in dieser Kommission oder bei vorzeitigem 
Ausscheiden aus der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kom-
mission. 

(6) Die Mitgliedschaft in der Zentralen Arbeitsrechtli-
chen Kommission endet auch mit rechtskräftiger Ent-
scheidung des Kirchlichen Arbeitsgerichts Köln, das die 
grobe Vernachlässigung oder Verletzung der Befugnisse 
und Pflichten als Mitglied der Zentralen Arbeitsrechtli-
chen Kommission festgestellt hat.

(7) Wenn die Mitgliedschaft nach Absatz 5 oder 6 en-
det, erfolgen Bestellung und Wahl nach Maßgabe der Be-
stimmungen in den Absätzen 2 und 3.

(8) 1Scheidet ein Dienstgebervertreter / eine Dienstge-
bervertreterin oder ein Dienstnehmervertreter / eine 
Dienstnehmervertreterin aus der Zentralen Arbeitsrechtli-
chen Kommission aus, wird das Stimmrecht des aus-
scheidenden Mitglieds bis zur Bestellung bzw. Wahl ei-
nes Nachfolgers / einer Nachfolgerin durch das nach Le-
bensjahren älteste anwesende Mitglied der jeweiligen 
Seite ausgeübt (gesetzliche Stimmrechtsübertragung). 
2Scheiden mehrere Vertreter/Vertreterinnen der jeweili-
gen Seite aus, so werden zunächst bis zu zwei Stimmen 
gesetzlich durch das nach Lebensjahren älteste Mitglied 
der jeweiligen Seite ausgeübt. 3Weitere gesetzliche 
Stimmrechtsübertragungen werden durch die nächstäl-
testen Mitglieder der jeweiligen Seite ausgeübt. 4Dabei 
dürfen maximal zwei weitere Stimmen gesetzlich auf ein 
Mitglied übertragen werden. 5Die beiden Seiten legen zu 
Beginn der Sitzung dem/der Vorsitzenden eine Liste der 
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Personen vor, die die Stimmrechte nach Satz 1 bis 5 aus-
üben. 6§ 10 Abs. 3 S. 2 und 3 finden in den Fällen des 
Absatzes 8 Satz 1 bis 6 keine Anwendung. 7Die Möglich-
keit der gesetzlichen Stimmrechtsübertragung endet 
spätestens neun Monate nach dem Ausscheiden des 
Mitglieds aus der Kommission. 8Die Frist beginnt mit dem 
auf das Ausscheiden eines Mitglieds folgenden Tag. 9Die 
Möglichkeit der Ausübung eines nach § 10 Abs. 3 über-
tragenen Stimmrechts bleibt unberührt.“

7. Es wird folgender neuer § 5 eingefügt: 

„§ 5 Entsandte Vertreter/Vertreterinnen der Gewerk-
schaften

(1) 1Die in den Kommissionen nach §  4 Abs. 2 S. 3 
bzw. § 4 Abs. 3 vertretenen Gewerkschaften können ins-
gesamt bis zu drei Vertreter/Vertreterinnen in die Zentrale 
Arbeitsrechtliche Kommission entsenden. 2Stichtag für 
die Benennung ist der 1. Juli alle vier Jahre. 3Der erste 
Stichtag ist der 1. Juli 2023. 4Die Gewerkschaften teilen 
der Geschäftsführung der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission mit, ob, wie viele und welche Vertreter/Ver-
treterinnen sie zu entsenden beabsichtigen. 5Die Kon-
taktdaten der Vertreter/Vertreterinnen sind mitzuteilen.

(2) Benennt nur eine Gewerkschaft Vertreter/Vertrete-
rinnen für die Kommission, kann sie alle Sitze nach Ab-
satz 1 beanspruchen.

(3) 1Benennen mehrere Gewerkschaften Vertreter/Ver-
treterinnen für die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommissi-
on, einigen sich die mitwirkungsberechtigten und mitwir-
kungswilligen Gewerkschaften auf die zahlenmäßige Zu-
sammensetzung der von der Gewerkschaft zu entsen-
denden Vertreter/Vertreterinnen. 2Kommt eine Einigung 
nicht zustande, entscheidet der Sprecher / die Spreche-
rin der Dienstnehmerseite nach § 7 Abs. 1 über die Ver-
teilung der Plätze. 3Gegen die Entscheidung des Spre-
chers / der Sprecherin der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission ist Klage beim Kirchlichen Arbeitsgericht 
Köln innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Wochen 
nach Bekanntgabe der Entscheidung zulässig. 4Die Frist 
beginnt nur zu laufen, wenn die Gewerkschaften über 
den Rechtsbehelf, das Gericht, bei dem der Rechtsbehelf 
anzubringen ist, den Sitz und die einzuhaltende Frist 
schriftlich belehrt worden sind. 5Das Kirchliche Arbeits-
gericht entscheidet insbesondere aufgrund der Mitglie-
derzahlen, die ihm gegenüber glaubhaft zu machen sind. 
6Die Glaubhaftmachung der Mitgliederzahl kann insbe-
sondere durch eine eidesstattliche Versicherung erfolgen, 
die ein Mitglied des Vertretungsorgans der Gewerkschaft 
vor einem Notar abgibt. 7Die endgültige Benennung aller 
Vertreter/Vertreterinnen ist der Geschäftsführung unver-
züglich gemeinsam von allen vertretenen Gewerkschaf-
ten mitzuteilen.

(4) Die entsandten Mitglieder müssen die Gewähr dafür 
bieten, dass sie das verfassungsmäßige Selbstbestim-
mungsrecht der Kirche gem. Art. 140 Grundgesetz in Ver-
bindung mit Art. 137 Abs. 3 der Weimarer Reichsverfas-
sung zur Gestaltung der sozialen Ordnung ihres Dienstes 
achten und die Eigenart des kirchlichen Dienstes respek-
tieren.

(5) Scheidet ein entsandtes Mitglied aus der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission aus oder wird es abberu-
fen, entsendet die Gewerkschaft, die durch das Mitglied 
vertreten wurde, unverzüglich ein neues Mitglied.

(6) 1Kündigt eine Gewerkschaft ihre Mitarbeit in der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission auf, einigen 
sich die verbleibenden mitwirkungsberechtigten und mit-
wirkungswilligen Gewerkschaften darüber, wer für den 
Rest der Amtszeit die Stelle des ausscheidenden Mit-
glieds übernehmen soll. 2Kommt keine Einigung zustan-

de, entscheidet der/die Sprecher/Sprecherin der Dienst-
nehmerseite, welcher verbleibenden Gewerkschaft, die 
einen Vertreter / eine Vertreterin entsenden will, das 
Nachbesetzungsrecht zusteht. 3Gegen die Entscheidung 
des/der Vorsitzenden der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission ist Klage beim Kirchlichen Arbeitsgericht 
Köln innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Wochen 
nach Bekanntgabe der Entscheidung zulässig. 4Die Frist 
beginnt nur zu laufen, wenn die Gewerkschaft über den 
Rechtsbehelf, das Gericht, bei dem der Rechtsbehelf an-
zubringen ist, den Sitz und die einzuhaltende Frist schrift-
lich belehrt worden ist.

(7) Kündigen alle Gewerkschaften ihre Mitarbeit in der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission, beginnt der 
Prozess nach Absatz 1 zum nächsten Stichtag erneut.

(8) Eine Entsendung entfällt, wenn die Mitgliedschaft in 
der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission von keiner 
Gewerkschaft beansprucht wird.“

8. § 6 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 6 Zusammensetzung des Arbeitsrechtsausschusses

(1) 1Der Arbeitsrechtsausschuss besteht aus 24 stimm-
berechtigten Mitgliedern: je sechs Vertretern/Vertreterin-
nen der Dienstgeber und der Dienstnehmer jeweils aus 
dem Bereich der verfassten Kirche und dem Bereich der 
Caritas, darunter dem/der Vorsitzenden und dem/der 
stellvertretenden Vorsitzenden der Zentralen Arbeits-
rechtlichen Kommission. 2Die Vertreter/Vertreterinnen 
werden von den jeweiligen Seiten aus ihrer Mitte gewählt. 
3Es können nur Vertreter/Vertreterinnen gewählt werden, 
die Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion sind.

(2) 1Darüber hinaus gehören dem Arbeitsrechtsaus-
schuss als nicht stimmberechtigte Mitglieder an: je ein 
Vertreter / eine Vertreterin des

– Verbandes der Diözesen Deutschlands (VDD), 
– des Deutschen Caritasverbandes (DCV), 
– der Deutschen Ordensobernkonferenz (DOK) und
– des Katholischen Büros in Berlin.
2Ferner gehören dem Arbeitsrechtsausschuss als nicht 

stimmberechtigte Mitglieder drei Vertreter/Vertreterinnen 
der Bundesarbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretun-
gen (BAG-MAV) an. 3Die in Satz 1 und 2 genannten Ver-
treter/Vertreterinnen haben das Recht, Tagesordnungs-
punkte anzumelden.

(3) Scheidet ein stimmberechtigtes Mitglied des Ar-
beitsrechtsausschusses aus, findet bis zur Neuwahl § 4 
Abs. 8 entsprechende Anwendung.“

9. § 7 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 7 Vorsitzende(r) und stellvertretende(r) Vorsitzende(r)

(1) 1Der/Die Vorsitzende und der/die stellvertretende 
Vorsitzende werden von der Gesamtheit der Kommissi-
onsmitglieder in zweijährigem Wechsel gemeinsam ge-
heim gewählt; dabei wird der/die Vorsitzende einmal aus 
der Reihe der Dienstgebervertreter und das andere Mal 
aus der Reihe der Dienstnehmervertreter, der/die stellver-
tretende Vorsitzende aus der jeweils anderen Seite ge-
wählt. 2§ 10 Abs. 3 findet Anwendung. 3Gewählt ist, wer 
die Stimmen der Mehrheit der Mitglieder der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission auf sich vereinigt. 
4Kommt in zwei Wahlgängen die erforderliche Mehrheit 
nicht zustande, so ist gewählt, wer in einem weiteren 
Wahlgang die meisten Stimmen auf sich vereinigt. 5Bis 
zur Wahl des/der Vorsitzenden und des/der stellvertre-
tenden Vorsitzenden leitet das nach Lebensjahren älteste 
anwesende Mitglied die Sitzung.
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(2) Scheidet der/die Vorsitzende oder der/die stellver-
tretende Vorsitzende vorzeitig aus, findet für den Rest 
des Zwei-Jahres-Zeitraumes eine Nachwahl statt.

(3) 1Der/Die Vorsitzende der Zentralen Arbeitsrechtli-
chen Kommission ist zugleich Vorsitzender/Vorsitzende 
des Arbeitsrechtsausschusses. 2Der/Die stellvertretende 
Vorsitzende der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission 
ist zugleich stellvertretender Vorsitzender / stellvertreten-
de Vorsitzende des Arbeitsrechtsausschusses.“

10. Es wird folgender neuer § 8 eingefügt: 

„§ 8 Geschäftsführung

(1) Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission hat eine 
Geschäftsführung.

(2) 1Die Geschäftsführung der Zentralen Arbeitsrechtli-
chen Kommission wird vom Verband der Diözesen 
Deutschlands bestellt. 2Im Verhinderungsfall der Ge-
schäftsführung wird die Stellvertretung durch die Ge-
schäftsstelle des Verbandes der Diözesen Deutschlands 
bestimmt.

(3) 1Die Geschäftsführung nimmt die laufenden Ge-
schäfte der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission und 
des Arbeitsrechtsausschusses wahr. 2In Zweifelsfällen ist 
ein Einvernehmen mit dem/der jeweiligen Vorsitzenden 
und dem/der jeweiligen stellvertretenden Vorsitzenden 
herzustellen. 3Kann ein Einvernehmen nicht hergestellt 
werden, entscheidet der/die jeweilige Vorsitzende im Be-
nehmen mit der Geschäftsführung. 4Das Nähere kann in 
Geschäftsordnungen geregelt werden.“

11. Der bisherige § 8 wird zu § 9 und wie folgt neu ge-
fasst: 

„§ 9 Rechtsstellung der Mitglieder 

(1) 1Die Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission führen ihr Amt unentgeltlich als Ehrenamt. 
2Sie sind in ihrem Amt unabhängig und an keine Weisun-
gen gebunden.

(2) 1Für die Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission, die im kirchlichen Dienst beschäftigt sind, 
steht die Wahrnehmung von Aufgaben als Mitglied der 
Kommission der arbeitsvertraglich vereinbarten Tätigkeit 
gleich. 2Sie dürfen in der Ausübung ihres Amtes nicht be-
hindert und aufgrund ihrer Tätigkeit weder benachteiligt 
noch begünstigt werden. 3Aus ihrer Tätigkeit dürfen ihnen 
keine beruflichen Nachteile erwachsen.“

12. Der bisherige § 11 wird zu § 10 und wie folgt neu 
gefasst: 

„§ 10 Arbeitsweise der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission

(1) 1Die Geschäftsführung lädt im Einvernehmen mit 
dem/der Vorsitzenden und dem/der stellvertretenden 
Vorsitzenden unter Angabe der Tagesordnung spätes-
tens vier Wochen – in Eilfällen zwei Wochen – vor der Sit-
zung ein. 2Die Geschäftsführung entscheidet im Einver-
nehmen mit dem/der Vorsitzenden und dem/der stellver-
tretenden Vorsitzenden über die Eilbedürftigkeit. 3Der/Die 
Vorsitzende entscheidet über die Tagesordnung. 4Hat die 
Amtszeit des/der Vorsitzenden geendet, ohne dass be-
reits zu einer weiteren Sitzung eingeladen wurde, lädt die 
Geschäftsführung baldmöglichst zu einer Sitzung mit ei-
ner Tagesordnung ein, die zunächst nur die Wahlen vor-
sieht. 

(2) Die Geschäftsführung lädt ein
a) zur jährlich stattfindenden Sitzung (reguläre Sitzung). 

Die Sitzung soll im 4. Quartal eines jeden Kalenderjahres 
stattfinden.

b) aus einem der folgenden Gründe (außerordentliche 
Sitzung):

– wenn der Arbeitsrechtsausschuss mit einer Mehrheit 
von mindestens drei Vierteln der Gesamtzahl seiner 
stimmberechtigten Mitglieder eine klärungsbedürftige 
Thematik in Form eines Antrags der Zentralen Arbeits-
rechtlichen Kommission vorlegt,

– wenn eine nach Artikel 9 Grundordnung gebildete 
Kommission mit einer Mehrheit von mindestens drei Vier-
teln der Gesamtzahl ihrer Mitglieder eine klärungsbedürf-
tige Thematik in Form eines Antrags der Zentralen Ar-
beitsrechtlichen Kommission vorlegt, 

– wenn Wahlen nach Maßgabe dieser Ordnung durch-
zuführen sind,

– 1wenn eine Seite der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission einen Antrag auf Beschlussfassung gemäß 
§ 2 Abs. 1 stellt. 2Liegt ein Antrag vor, hat der Arbeits-
rechtsausschuss zunächst sechs Monate ab Antragsein-
gang bei der Geschäftsführung Zeit, sich mit dem Antrag 
zu befassen. 3Der Arbeitsrechtsausschuss kann eine 
Stellungnahme zu dem Antrag abgeben. 4Nach Ablauf 
der Sechsmonatsfrist soll innerhalb von zwei Monaten ei-
ne Sitzung der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission 
stattfinden, wenn nicht der Arbeitsrechtsausschuss mit 
einer Mehrheit von mindestens drei Vierteln der Gesamt-
zahl seiner Mitglieder eine Weiterleitung des Antrags an 
die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission ablehnt. 5Fin-
det die nächste reguläre Sitzung innerhalb der nächsten 
zwei Monate nach Ablauf der Sechsmonatsfrist statt, ist 
von einer gesonderten Sitzung abzusehen.

– wenn ein Diözesanbischof oder mehrere Diözesanbi-
schöfe gegen einen Beschluss der Zentralen Arbeits-
rechtlichen Kommission gemäß § 2 Abs. 1 Einspruch ein-
legt/einlegen.

(3) 1Ist ein Mitglied verhindert, an einer Sitzung teilzu-
nehmen, so ist die Übertragung des Stimmrechtes auf ein 
anderes Mitglied derselben Seite zulässig. 2Ein Mitglied 
kann zusätzlich nicht mehr als ein übertragenes Stimm-
recht ausüben. 3Die Übertragung des Stimmrechtes ist 
der Geschäftsführung in Textform nachzuweisen.

(4) 1Eine Sitzung kann nur stattfinden, wenn auf jeder 
Seite mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. 
2Unter den Anwesenden muss sich der/die Vorsitzende 
und/oder der/die stellvertretende Vorsitzende befinden. 
3Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 4Unbeschadet von 
Satz 3 sind die Information der nicht in der Zentralen Ar-
beitsrechtlichen Kommission vertretenen Kommissionen 
und die Beratung mit diesen möglich. 5Im Einvernehmen 
zwischen dem/der stellvertretenden Vorsitzenden und 
dem/der Vorsitzenden können Sachverständige teilneh-
men. 6Diese haben kein Stimmrecht.

(5) Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission gibt sich 
eine Geschäftsordnung.

(6) Antragsberechtigt ist jedes Mitglied der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission; die Anträge müssen 
dem/der Vorsitzenden über die Geschäftsführung in 
Textform mit Begründung vorgelegt werden.

(7) 1Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission fasst 
Beschlüsse mit einer Mehrheit von mindestens drei Vier-
teln der Gesamtzahl ihrer Mitglieder. 2Auf Antrag eines 
Mitglieds findet eine Beschlussfassung in geheimer Ab-
stimmung statt.

(8) 1In Eilfällen und in Angelegenheiten, für die eine 
mündliche Verhandlung entbehrlich ist, können Be-
schlüsse der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission 
durch schriftliche Stimmabgabe herbeigeführt werden. 
2Der/Die Vorsitzende entscheidet im Einvernehmen mit 
dem/der stellvertretenden Vorsitzenden über die Einlei-
tung dieses Verfahrens. 3Das Ergebnis der schriftlichen 
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Stimmabgabe wird von der Geschäftsführung festgestellt 
und den Kommissionsmitgliedern schriftlich mitgeteilt.

(9) 1Für die Bearbeitung ihrer Aufgaben kann die Zen-
trale Arbeitsrechtliche Kommission ständige oder zeitlich 
befristete Ausschüsse einsetzen. 2Diese bereiten die Be-
schlüsse der Kommission vor.

(10) 1Über die Sitzung ist ein Protokoll anzufertigen. 
2Die Protokollführung soll grundsätzlich durch die Ge-
schäftsführung erfolgen. 3Das Protokoll wird nach Ab-
stimmung mit dem/der Vorsitzenden und dem/der stell-
vertretenden Vorsitzenden von der Protokollführung un-
terzeichnet und unverzüglich den Mitgliedern der Zentra-
len Arbeitsrechtlichen Kommission zugeleitet.“

13. Der bisherige § 12 wird zu § 11 und wie folgt neu 
gefasst: 

„§ 11 Arbeitsweise des Arbeitsrechtsausschusses

(1) 1Der Arbeitsrechtsausschuss tritt bei Bedarf zusam-
men. 2Er tagt in der Regel dreimal im Kalenderjahr. 3Der 
Bedarf wird von dem/der Vorsitzenden im Einvernehmen 
mit dem/der stellvertretenden Vorsitzenden festgestellt. 
4Der Arbeitsrechtsausschuss soll nicht in dem Quartal ta-
gen, in dem die reguläre Sitzung der Zentralen Arbeits-
rechtlichen Kommission stattfindet.

(2) 1Die Geschäftsführung lädt im Einvernehmen mit 
dem/der Vorsitzenden und dem/der stellvertretenden 
Vorsitzenden unter Angabe der Tagesordnung spätes-
tens vier Wochen – in Eilfällen zwei Wochen – vor der Sit-
zung ein. 2Die Geschäftsführung entscheidet im Einver-
nehmen mit dem/der Vorsitzenden und dem/der stellver-
tretenden Vorsitzenden über die Eilbedürftigkeit. 3Der/Die 
Vorsitzende entscheidet über die Tagesordnung.

(3) 1Für das Verfahren gelten § 10 Abs. 3-7 und 9-10 
sinngemäß mit der Maßgabe, dass Sitzungen des Ar-
beitsrechtsausschusses auch stattfinden und Beschlüsse 
gemäß § 3 gefasst werden können, wenn mindestens 
sechs Mitglieder der Dienstnehmer- und sechs Mitglieder 
der Dienstgebervertreter anwesend sind, darunter der/die 
Vorsitzende und/oder der/die stellvertretende Vorsitzen-
de. 2Die nicht stimmberechtigten Mitglieder nach § 6 
Abs.  2 sind bei der Bestimmung der Anwesenheit und 
der Beschlussfähigkeit nicht zu berücksichtigen.

(4) Bei Stellungnahmen zu staatlichen Gesetzgebungs-
vorhaben, die das Arbeitsrecht betreffen, soll das Katho-
lische Büro den Arbeitsrechtsausschuss angemessen 
beteiligen.“

14. Es wird folgender neuer § 12 eingefügt: 

„§ 12 Online- und Hybridversammlungen

(1) 1Sitzungen der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kom-
mission, des Arbeitsrechtsausschusses und sonstiger 
Ausschüsse finden im Regelfall als Präsenzsitzungen 
statt. 2Sie können auch als Online-Versammlungen erfol-
gen.

(2) Der/Die Vorsitzende kann im Einvernehmen mit der/
dem stellvertretenden Vorsitzenden und der Geschäfts-
führung bestimmen, dass Sitzungen als Online-Ver-
sammlungen in einem nur für die teilnahmeberechtigten 
Personen zugänglichen Chat-Raum durchgeführt wer-
den. 

(3) 1Wird zu einer Online-Versammlung eingeladen, er-
halten die teilnahmeberechtigten Personen zu diesem 
Zwecke rechtzeitig vor der Sitzung neben der Tagesord-
nung auch die Zugangsdaten. 2Sie verpflichten sich, die 
Legitimationsdaten keinem Dritten zugänglich zu ma-
chen. 3Mit Einwahl zur Online-Versammlung gilt die teil-
nahmeberechtigte Person als anwesend im Sinne des 
§ 10 Abs. 4 Satz 1 und 2.

(4) 1Hybrid-Versammlungen sind nur in Ausnahmefäl-
len zulässig. 2Es gelten die Absätze 2 und 3 entspre-
chend.

(5) 1Während der Online- oder Hybrid-Versammlung 
sind Abstimmungen und Wahlen grundsätzlich möglich, 
soweit entsprechende technische Möglichkeiten existie-
ren. 2Die Abstimmungen und Wahlen erfolgen unter Wah-
rung der Vorgaben dieser Ordnung und der datenschutz-
rechtlichen Vorgaben (z. B. KDG) durch Nutzung geeig-
neter technischer Mittel, wie beispielsweise Abstim-
mungssoftware.

(6) Im Übrigen sind die Vorschriften zu Präsenzver-
sammlungen entsprechend zu berücksichtigen.“

15. § 13 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 13 Inkraftsetzung der Beschlüsse der Zentralen Ar-
beitsrechtlichen Kommission

(1) 1Ein Beschluss der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission, der den Erlass von Rechtsnormen gemäß 
§ 2 Abs. 1 zum Gegenstand hat, wird nach Unterzeich-
nung durch den Vorsitzenden / die Vorsitzende durch die 
Geschäftsführung den zuständigen Diözesanbischöfen 
zur Kenntnisnahme übermittelt. 2Auf die Einspruchsfrist 
nach Absatz 2 wird hingewiesen.

(2) Sieht sich ein Diözesanbischof nicht in der Lage, ei-
nen Beschluss in Kraft zu setzen, weil er offensichtlich 
gegen kirchenrechtliche Normen oder gegen Vorgaben 
der katholischen Glaubens- und Sittenlehre verstößt, so 
legt er innerhalb von sechs Wochen nach Zugang des 
Beschlusses beim Bischöflichen Ordinariat unter Angabe 
von Gründen Einspruch bei der Geschäftsführung der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission ein; dabei kön-
nen Gegenvorschläge unterbreitet werden.

(3) 1Wenn bis zum Ablauf der sechswöchigen Frist kein 
Einspruch erhoben worden ist, teilt die Geschäftsführung 
den Diözesanbischöfen mit, dass der Beschluss in den 
(Erz-)Diözesen in Kraft zu setzen und innerhalb einer Frist 
von zwei Monaten ab Zugang der Information in den 
Amtsblättern zu veröffentlichen ist. 2Hierüber informiert 
die Geschäftsführung zeitgleich den Deutschen Caritas-
verband.

(4) 1Im Falle eines Einspruchs informiert die Geschäfts-
führung die Diözesanbischöfe über den Einspruch. 2Die 
Angelegenheit wird von der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission innerhalb einer Frist von drei Monaten ab 
dem Zeitpunkt der Information über den Einspruch an die 
Diözesanbischöfe erneut beraten. 3Fasst sie einen neuen 
Beschluss oder bestätigt sie ihren bisherigen Beschluss, 
so leitet die Geschäftsführung diesen allen Diözesanbi-
schöfen zur Inkraftsetzung und dem Deutschen Caritas-
verband zur Kenntnis zu. 4Der Diözesanbischof setzt den 
Beschluss in Kraft und veröffentlicht ihn innerhalb einer 
Frist von zwei Monaten ab Zugang der Information im 
Amtsblatt.

(5) Kommt ein Beschluss nach Absatz 4 Satz 3 nicht 
zustande, so ist das Verfahren beendet.

(6) 1Mit dem Ablauf der Inkraftsetzungsfrist des Abs. 3 
bzw. des Abs. 4 Satz 4 findet der Beschluss auch im Gel-
tungsbereich der Arbeitsvertragsrichtlinien des Deut-
schen Caritasverbandes Anwendung. 2Der Beschluss soll 
zusätzlich in der Verbandszeitschrift „neue caritas“ veröf-
fentlicht werden.

(7) Ein Beschluss der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission, der Empfehlungen gemäß § 2 Abs. 3 zum 
Gegenstand hat, wird allen aufgrund Artikel 9 Grundord-
nung errichteten Kommissionen zur Beratung zugeleitet.

(8) 1Eine am 01.01.1998 bereits in Kraft befindliche Re-
gelung in einer diözesanen Ordnung kann vorsehen, dass 
die Beschlüsse der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kom-
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mission zusätzlich von einer diözesanen oder regionalen 
Kommission unter Wahrung der Frist nach Abs. 2 wort-
lautidentisch zu beschließen sind. 2Die Regelungen der 
Absätze 1 bis 7 bleiben hiervon unberührt.“

16. § 14 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 und Absatz 2 werden die Wörter „Zentralen 
Kommission“ jeweils durch „Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission“ ersetzt. In Absatz 2 werden die Wörter 
„Beisitzerinnen und Beisitzern“ jeweils durch „Beisitzern/ 
Beisitzerinnen“ ersetzt. Im Absatz 2 letzter Halbsatz wer-
den die Wörter „Beisitzerinnen und Beisitzer“ durch „Bei-
sitzer/Beisitzerinnen“ ersetzt. Die Absätze 3 und 4 wer-
den gestrichen. 

17. § 15 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 15 Voraussetzungen für die Mitgliedschaft im Ver-
mittlungsausschuss

(1) 1Die nach § 16 Abs. 1 zu wählenden Vorsitzenden 
des Vermittlungsausschusses dürfen bei keinem kirchli-
chen Rechtsträger beschäftigt sein und keinem vertre-
tungsberechtigten Leitungsorgan eines kirchlichen 
Rechtsträgers angehören. 2Sie sollen der katholischen 
Kirche angehören und über fundierte Kenntnisse und Er-
fahrungen im Arbeitsrecht verfügen. 3Sie dürfen nicht in 
der Ausübung der allen Kirchenmitgliedern zustehenden 
Rechte behindert sein und müssen die Gewähr dafür bie-
ten, dass sie jederzeit für das kirchliche Gemeinwohl ein-
treten. 4Für sie gelten die Vorgaben der Grundordnung 
entsprechend.

(2) Für Beisitzer/Beisitzerinnen gelten Absatz 1 Satz 2 
2. Halbsatz und Satz 4 entsprechend.“

18. § 16 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 16 Wahl und Amtsperiode des Vermittlungsaus-
schusses

(1) 1Beide Seiten schlagen je eine/n Kandidaten/in für 
den Vorsitz vor. 2Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommis-
sion wählt nach einer Aussprache mit einer Mehrheit von 
mindestens drei Vierteln der Gesamtzahl ihrer Mitglieder 
die beiden Vorsitzenden gemeinsam in geheimer Wahl. 
3Kommt in den ersten beiden Wahlgängen diese Mehr-
heit nicht zustande, reicht im dritten Wahlgang die einfa-
che Mehrheit der Stimmen. 4Wird auch diese nicht er-
reicht, wählen die Vertreter/Vertreterinnen der Dienstge-
ber und der Dienstnehmer getrennt je einen Vorsitzen-
den / eine Vorsitzende mit mindestens der Mehrheit ihrer 
Stimmen. 5Wählt eine Seite keinen Vorsitzenden / keine 
Vorsitzende, ist nur der/die andere Vorsitzender/Vorsit-
zende des Vermittlungsausschusses.

(2) Jeder Beisitzer / jede Beisitzerin hat für den Fall der 
Verhinderung einen Stellvertreter / eine Stellvertreterin.

(3) Jeweils drei Beisitzer/Beisitzerinnen und ihre Stell-
vertreter/Stellvertreterinnen werden von den Dienstge-
bervertretern/Dienstgebervertreterinnen bzw. von den 
Dienstnehmervertretern/Dienstnehmervertreterinnen in 
der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission benannt. 

(4) Die Abwahl eines/einer Vorsitzenden kann nach ei-
ner Aussprache geheim mit einer Mehrheit von drei Vier-
teln der Gesamtzahl der Mitglieder der Zentralen Arbeits-
rechtlichen Kommission erfolgen.

(5) 1Die Amtsperiode der Mitglieder beträgt vier Jahre. 
2Bis zur Wahl eines neuen Vermittlungsausschusses 
nimmt der bestehende Vermittlungsausschuss die Aufga-
ben wahr, jedoch nicht über die Dauer von zwölf Mona-
ten über das Ende seiner Amtsperiode hinaus. 3Wieder-
wahl ist zulässig. 4Das Amt eines Mitglieds des Vermitt-
lungsausschusses, welches gleichzeitig Mitglied der Zen-

tralen Arbeitsrechtlichen Kommission ist, erlischt mit sei-
nem Ausscheiden aus dieser. 5Bei vorzeitigem Ausschei-
den findet für den Rest der Amtsperiode eine Nachwahl 
statt. 6Dazu gilt das Verfahren nach Absatz 1 bzw. Ab-
satz 3.“

19. § 17 wird wie folgt geändert: 

Die Angabe „§ 2 Abs. 1“ wird durch „§ 3 Abs. 1“ und 
die Wörter „Zentralen Kommission“ werden durch „Zen-
tralen Arbeitsrechtlichen Kommission“ ersetzt. Nach den 
Wörtern „mindestens die Hälfte der Mitglieder dem Be-
schluss zugestimmt“ wird „haben“ durch „hat“ ersetzt. 
Nach dem Wort „Vorsitzende“ werden die Wörter „der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission“ eingefügt. 

20. § 18 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 18 Verfahren vor dem Vermittlungsausschuss

(1) 1Die Einladungen zu den Sitzungen des Vermitt-
lungsausschusses erfolgen auf Veranlassung der beiden 
Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses. 2Für jedes 
Vermittlungsverfahren wird jeweils zu Beginn des Verfah-
rens einvernehmlich von den Mitgliedern festgelegt, wel-
cher/welche der beiden Vorsitzenden die Sitzung nach 
pflichtgemäßem Ermessen leitet und welcher/welche un-
terstützend teilnimmt. 3Kommt keine solche einvernehm-
liche Festlegung zustande, entscheidet das Los. 4Der/Die 
leitende Vorsitzende kann im Benehmen mit dem weite-
ren Vorsitzenden Sachverständige hinzuziehen.

(2) 1Die beiden Vorsitzenden unterbreiten dem Vermitt-
lungsausschuss einen gemeinsamen Vermittlungsvor-
schlag. 2Der Vermittlungsausschuss entscheidet mit einer 
Mehrheit von mindestens vier Stimmen über den Vermitt-
lungsvorschlag. 3Eine Stimmenthaltung ist nicht zulässig. 
4Bei der Abstimmung haben die beiden Vorsitzenden ge-
meinsam nur eine Stimme. 5Sollten beide Vorsitzende 
sich nicht auf einen Vermittlungsvorschlag einigen kön-
nen, erklären sie das Verfahren für beendet.

(3) Das Vermittlungsverfahren soll spätestens zwölf 
Wochen nach Anrufung des Vermittlungsausschusses 
mit einem Vermittlungsvorschlag oder mit der Feststel-
lung abgeschlossen werden, keinen Vermittlungsvor-
schlag unterbreiten zu können.

(4) 1Der Vermittlungsausschuss kann im Einvernehmen 
mit den beiden Vorsitzenden die Verbindung verschiede-
ner Vermittlungsverfahren beschließen, wenn die Verfah-
rensgegenstände in sachlichem oder rechtlichem Zu-
sammenhang stehen. 2Nach der Verbindung ist entspre-
chend Absatz 1 ein leitender Vorsitzender / eine leitende 
Vorsitzende zu bestimmen, wenn kein solcher / keine 
solche nach § 18 gewählt ist.

(5) Das Vermittlungsverfahren ist nicht öffentlich.

(6) 1Scheidet der/die leitende Vorsitzende während des 
Verfahrens aus dem Amt aus oder ist er/sie dauerhaft 
krankheitsbedingt oder aus anderen Gründen an der 
Wahrnehmung des Amtes verhindert, wird der/die andere 
leitender/leitende Vorsitzender/Vorsitzende. 2Die dauer-
hafte Verhinderung ist durch den/die Vorsitzenden/Vor-
sitzende und den/die stellvertretenden/stellvertretende 
Vorsitzenden/Vorsitzende festzustellen. 3Scheidet einer/
eine der beiden Vorsitzenden aus dem Amt aus bzw. ist 
einer/eine der beiden Vorsitzenden dauerhaft verhindert, 
so hat binnen einer Frist von drei Monaten ab dem Zeit-
punkt des Ausscheidens bzw. ab dem Zeitpunkt der 
Feststellung der dauerhaften Erkrankung oder Verhinde-
rung eine Neuwahl zu erfolgen. 4So lange ruht das Ver-
fahren. 5Eine Neuwahl für den Rest der Amtsperiode fin-
det auch dann statt, wenn der/die Vorsitzende im Sinne 
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des § 16 Abs. 1 S. 4 aus dem Amt ausgeschieden ist 
oder dauerhaft verhindert ist.“

21. § 19 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 19 Verfahren zur ersetzenden Entscheidung

(1) 1Stimmt die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission 
im Falle des § 18 dem Vermittlungsvorschlag nicht mit 
mindestens drei Vierteln der Gesamtheit ihrer Mitglieder 
innerhalb einer Frist von zwölf Wochen zu oder entschei-
det die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission nicht ge-
mäß § 10 Abs. 7 oder 8 selbst über die Angelegenheit, 
hat sich der Vermittlungsausschuss erneut mit der Ange-
legenheit zu befassen, wenn mindestens die Hälfte der 
Gesamtzahl der Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtli-
chen Kommission dies beantragt. 2Das Verfahren ist nicht 
öffentlich.

(2) 1Der Vermittlungsausschuss entscheidet mit einer 
Mehrheit von mindestens vier Stimmen über den Vermitt-
lungsvorschlag. 2Eine Stimmenthaltung ist nicht zulässig. 
3Die beiden Vorsitzenden haben gemeinsam nur eine 
Stimme. 4Der Vermittlungsspruch (ersetzende Entschei-
dung) tritt an die Stelle eines Beschlusses der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission. 5Er wird durch die Ge-
schäftsführung den Diözesanbischöfen zur Inkraftset-
zung gemäß § 13 vorgelegt. 6Die Geschäftsführung der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission setzt die Zen-
trale Arbeitsrechtliche Kommission unverzüglich über die 
ersetzende Entscheidung, die den Diözesanbischöfen zu-
geleitet wird, in Kenntnis.

(3) Das Verfahren zur ersetzenden Entscheidung soll 
spätestens acht Wochen nach erneuter Anrufung des Ver-
mittlungsausschusses mit einer ersetzenden Entschei-
dung oder mit der Feststellung abgeschlossen werden, 
dass keine ersetzende Entscheidung unterbreitet wird.“

22. Der bisherige § 9 wird zu § 20 und wie folgt neu 
gefasst: 

„§ 20 Freistellung

1Die Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kom-
mission, die im kirchlichen Dienst stehen, sind zur ord-
nungsgemäßen Durchführung ihrer Aufgaben im notwen-
digen Umfang von der dienstlichen Tätigkeit freizustellen, 
insbesondere für die Teilnahme an den Sitzungen der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission, des Arbeits-
rechtsausschusses und der sonstigen Ausschüsse sowie 
für deren Vorbereitung. 2Zu den Aufgaben gehört auch 
die Pflege einer angemessenen Rückbindung zu denen, 
die sie repräsentieren. 3Die Freistellung beinhaltet den 
Anspruch auf Reduzierung der übertragenen Aufgaben.“

23. Der bisherige § 10 wird zu § 21 und wie folgt neu 
gefasst: 

„§ 21 Beratung

1Den Seiten werden zur Beratung im notwendigen Um-
fang durch den Verband der Diözesen Deutschlands ent-

weder eine sachkundige Person oder die für eine Bera-
tung durch Honorarkräfte erforderlichen Mittel zur Verfü-
gung gestellt. 2Der Berater / Die Beraterin ist nicht Mit-
glied der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission, kann 
jedoch an den Sitzungen der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission und deren Ausschüsse teilnehmen. 3Die 
Teilnahme ist auf einen Berater / eine Beraterin pro Seite 
beschränkt.“

24. § 22 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 22 Kosten

(1) 1Für die Sitzungen der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission, des Arbeitsrechtsausschusses, der ande-
ren Ausschüsse sowie für die laufende Geschäftsführung 
und die Beratung der Vertreter/Vertreterinnen der Dienst-
nehmer sowie der Dienstgeber im Sinne des § 21 trägt 
der Verband der Diözesen Deutschlands im erforderli-
chen Umfang die notwendigen Kosten für Raum, Ge-
schäftsbedarf und Personalkräfte. 2Zu den notwendigen 
Kosten gehören auch die Kosten für Unterbringung und 
Verpflegung. 3Der Verband der Diözesen Deutschlands 
trägt auch die durch die Freistellung gemäß § 20 dem je-
weiligen kirchlichen Dienstgeber entstehenden Personal-
kosten.

(2) 1Im Übrigen trägt für Mitglieder, die dem verfasst-
kirchlichen Bereich angehören, die jeweilige (Erz-)Diöze-
se, für Mitglieder aus dem Bereich der Caritas der Deut-
sche Caritasverband die Fahrtkosten sowie ggf. Tagegel-
der. 2Für die entsandten Vertreter/Vertreterinnen der Ge-
werkschaft trägt die jeweilige Gewerkschaft die Fahrtkos-
ten sowie ggf. Tagegelder. 

(3) 1Dem/Der Vorsitzenden und dem/der stellvertreten-
den Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses kann ei-
ne Aufwandsentschädigung oder eine Vergütung gewährt 
werden. 2Die Kosten hierfür trägt der Verband der Diöze-
sen Deutschlands. 3Er trägt für diese Personen auch die 
während ihrer Amtsausübung anfallenden notwendigen 
Reisekosten. 4Das Nähere kann in einer Entschädigungs-
ordnung geregelt werden.“

25. Die bisherigen §§ 20, 21 entfallen.

Artikel 5 Inkrafttreten

Dieses Änderungsgesetz tritt mit Wirkung vom 1. März 
2023 in Kraft. 

Paderborn, 06.01.2023

Der Diözesanadministrator für das Erzbistum Paderborn

L. S.

Diözesanadministrator

Gz.: 5/1318.20/9/7-2022

Personalnachrichten

Nr. 8.  Liturgische Beauftragungen

Im Auftrag des Diözesanadministrators Msgr. Dr. Mi-
chael Bredeck erteilte Weihbischof Dr. Dominicus 

 Meier OSB am 18. Dezember 2022 in der Mutterhauskir-
che der Schwestern der Christlichen Liebe zu Paderborn 
folgenden Kandidaten für den Ständigen Diakonat die Li-
turgische Beauftragung zum Lektorat und Akolythat:
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Eifler, Klaus  St. Walburga Werl

Enste, Stefan  St. Christophorus Hirschberg

Köhler, Andreas  St. Johannes Baptist Rödgen

Kölsch, David  St. Laurentius Rudersdorf
Malkemper, Jens  St. Theresia vom Kinde Jesu  

 Neunkirchen
Nagels, Stefan  Herz Jesu Paderborn

Bekanntmachungen des Erzbischöflichen Generalvikariates

Nr. 9. Erwachsenen-Firmung 2023

„Der Bischof ist der ursprüngliche Spender der Fir-
mung. Für gewöhnlich wird das Sakrament von ihm ge-
spendet, weil so der Zusammenhang mit der ersten Geist-
ausgießung am Pfingsttag besonders deutlich zum Aus-
druck kommt. Denn die Apostel selbst haben den Heiligen 
Geist, den sie empfangen haben, durch Handauflegung 
den Gläubigen weitergegeben. Die Spendung durch den 
Bischof verdeutlicht die enge Verbindung der Gefirmten 
mit der Kirche und ihre Verpflichtung, den Menschen von 
Christus Zeugnis zu geben.“ (Die Feier der Firmung)

Unbeschadet der Vorschrift des can. 883 CIC haben 
erwachsene Gläubige die Möglichkeit, bei den in den 
Pfarreien turnusgemäß gespendeten Firmungen vom Bi-
schof das Sakrament der Firmung zu empfangen.

Darüber hinaus werden für das Erzbistum zwei Termi-
ne angeboten, an denen erwachsene Gläubige das Sa-
krament der Firmung durch den Bischof empfangen kön-
nen:

Samstag, 3. Juni 2023
um 10:30 Uhr im Hohen Dom zu Paderborn

Montag, 4. Dezember 2023
um 18:00 Uhr in der Propsteikirche St. Walburga zu 

Werl 

Die Firmvorbereitung ist in den jeweiligen Pfarrgemein-
den des Wohnortes der Gläubigen durchzuführen.

Die Anmeldung zur Firmung ist rechtzeitig an das Se-
kretariat von Weihbischof Matthias König zu senden: 

Domplatz 3, 33098 Paderborn, Tel. 05251 125-1561.
E-Mail: matthias.koenig@erzbistum-paderborn.de

Sollte es aus einem besonderen Grund pastoral gebo-
ten erscheinen, erwachsenen Gläubigen außerhalb der 
oben aufgezeigten Firmfeiern das Sakrament der Firmung 
zu spenden (vgl. z. B. can. 1065 § 1 CIC), so wende man 
sich frühzeitig zuerst an den Generalvikar bzw. während 
der Zeit der Vakanz den Ständigen Vertreter des Diö ze-
san administrators und über ihn an das Sekretariat Kir-
chenrecht. Firmvollmacht an Priester gemäß can. 884 
CIC wird auch in Zukunft nur in Ausnahmefällen gegeben.

Nr. 10. Woche für das Leben 2023

Generation Zukunft. Sinnsuche zwischen Angst und 
Perspektive

Seit ihrer Gründung im Jahr 1991 leistet die ökumeni-
sche Initiative einen Beitrag zur Bewusstseinsbildung 

über den Wert und die Würde des menschlichen Lebens 
und seinen Schutz in allen Lebensphasen. Die Grundlage 
der Woche für das Leben bildet das Vorbild Christi in sei-
ner bedingungslosen Zuwendung zu den schutzbedürfti-
gen, hilflosen und kranken Menschen.

Die ökumenische Woche für das Leben widmet sich 
vom 22. bis 29. April 2023 den existenziellen Krisen der 
jungen Generation. Corona, Klimawandel und Krieg ha-
ben die psychischen Belastungen von Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen nachhaltig verschärft. Soziale Isola-
tion und Zukunftsängste führen bis heute bei vielen jun-
gen Menschen zu krisenhaften Situationen, aus denen 
sie selbst manchmal keinen Ausweg mehr erkennen kön-
nen. Die Aktionswoche will die Zuspitzung schwieriger 
Lagen der Generation Z(ukunft) sowie ihre Lebens- und 
Denkenswelt thematisieren. Neben den Gründen für die 
Unsicherheiten und Ängste spielt vor allem auch die Fra-
ge nach einer Begleitung der jungen Menschen eine gro-
ße Rolle, die zukunftseröffnende Perspektiven (wieder) 
ermöglicht. Die Woche für das Leben 2023 möchte damit 
auch einen Beitrag zur Jugendsuizidprävention leisten.

Zur Einführung in das Jahresthema der „Woche für das 
Leben 2023“ bietet das Bildungs- und Tagungshaus Li-
borianum eine spezielle Informationstagung in Kooperati-
on mit der Abteilung Schulpastoral im Erzbischöflichen 
Generalvikariat Paderborn, der Katholischen Akademie 
Schwerte und dem Caritasprojekt [U 25] an. Die Referie-
renden sind Experten und Expertinnen aus den Berei-
chen Medizin, Psychologie und Suizidprävention. Die 
Schwerpunktthemen der Tagung sind:

1. Psychische Belastungen und Angststörungen im 
Kindes- und Jugendalter

2. Du bist mir wichtig – [U 25] Suizidprävention 

Dieser Informationstag findet am 4. März 2023 im Li-
borianum Paderborn und am 18. März 2023 in der Katho-
lischen Akademie Schwerte statt, jeweils von 10:00 bis 
15:30 Uhr. Eingeladen sind alle Interessierten aus den 
Gemeinden in den Pastoralen Räumen, dem Bereich 
Schule und Schulpastoral, den caritativen Einrichtungen, 
Verbänden, Beratungs- und Bildungseinrichtungen unse-
res Erzbistums.

Im Auftrag der Deutschen Bischofskonferenz versen-
det der Verlag Butzon und Bercker das Themenheft und 
Plakate zur Woche für das Leben direkt an die Gemein-
den. Zusätzliche Exemplare können über die Homepage 
www.woche-fuer-das-leben.de kostenlos nachbestellt 
werden. 

Für weitere Auskünfte steht Ihnen Dr. Werner Sosna, 
Bildungs- und Tagungshaus Liborianum, zur Verfügung 
(Tel. 05251 121-434). 
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Nr. 11.  Zählung der sonntäglichen Gottesdienstteil-
nehmerinnen und Gottesdienstteilnehmer 
am 5. März 2023

Gemäß Beschlüssen der Deutschen Bischofskonfe-
renz (vgl. Vollversammlung vom 24.-27.02.1969, Prot. 
Nr.  18, und Ständiger Rat vom 27.04.1992, Prot. Nr. 5) 
werden für die Zwecke der kirchlichen Statistik der Bistü-
mer in der Bundesrepublik Deutschland die Gottesdienst-
teilnehmerinnen und Gottesdienstteilnehmer zweimal im 
Jahr gezählt. 

Die erste Zählung findet am zweiten Sonntag in der 
Fastenzeit (5. März 2023) statt. Zu zählen sind alle Perso-
nen, die an den sonntäglichen Hl. Messen (einschl. Vor-
abendmesse) teilnehmen. Mitzuzählen sind auch die Be-
sucherinnen und Besucher der Wort- oder Kommunion-
gottesdienste, die anstelle einer Eucharistiefeier gehalten 
werden. Zu den Gottesdienstteilnehmerinnen und Got-
tesdienstteilnehmern zählen auch die Angehörigen ande-
rer Pfarreien (z. B. Wallfahrende, Seminarteilnehmende, 
Touristen und Besuchsreisende).

Das Ergebnis dieser Zählung ist am Jahresende in den 
Erhebungsbogen der kirchlichen Statistik für das Jahr 
2023 unter der Rubrik „Gottesdienstteilnehmer am zwei-
ten Sonntag in der Fastenzeit“ (Pos. 2) einzutragen. 

Nr. 12.  Hinweise zur Durchführung der Misereor-
Fastenaktion 2023

Die 65. Misereor-Fastenaktion steht 2023 unter dem 
Leitwort „Frau. Macht. Veränderung.“. Sie stellt die 
Gleichstellung von Frauen ins Zentrum – in Madagaskar 
und weltweit. Nur gemeinsam mit allen Menschen kön-
nen wir unsere Welt zum Guten verändern. Hierzu gehört 
vor allem, dass Frauen gleichberechtigt an gesellschaftli-
chen Entscheidungen mitwirken. Die Vereinten Nationen 
greifen dieses Ziel in ihrer Agenda 2030 auf. Geschlech-
tergleichstellung ist nicht nur ein grundlegendes Men-
schenrecht, sondern eine notwendige Grundlage für eine 
friedliche, gerechte und nachhaltige Welt. Frauen aus 
Madagaskar bringen dies mit ihren persönlichen Lebens-
geschichten zum Ausdruck. 

Die Misereor-Fastenaktion wird am 1. Fastensonntag, 
dem 26. Februar 2023, in der Diözese Augsburg eröffnet. 
Gemeinsam mit Bischöfen, Partnerinnen und Partnern 
aus Madagaskar sowie Gläubigen aus der Diözese feiert 
Misereor um 10 Uhr im Dom zu Augsburg einen Gottes-
dienst, der live in der ARD übertragen wird.

Das Aktionsplakat zur Fastenaktion zeigt die Bäuerin 
Ursule Rasolomanana, die als 12-Jährige die Schule ab-
brechen musste, weil ihre Mutter das Schulgeld nicht 
mehr bezahlen konnte. Aufgrund dieser Erfahrung hat die 
28-Jährige den festen Willen, die Situation für ihre drei 
Kinder zu verbessern. Sie möchte eine Dorfschule grün-
den, damit die Kinder nicht mehr so weit zur Schule lau-
fen müssen. Mit Unterstützung der übrigen Dorfbewoh-
nerinnen und -bewohner und des Misereor-Partners Va-
hatra rückt das Ziel in greifbare Nähe. Bitte hängen Sie 
das Plakat gut sichtbar in Ihrer Gemeinde, z. B. im 
Schaukasten und am Schriftenstand, aus, und versehen 
Sie den Opferstock in Ihrer Kirche mit dem Misereor-Op-
ferstockschild.

Das neue Misereor-Hungertuch „Was ist uns heilig?“ 
wurde vom nigerianischen Künstler Emeka Udemba ge-
staltet, der heute in Freiburg lebt und arbeitet. Sein far-
benstarkes Bild ist als Collage aus vielen Schichten aus-
gerissener Zeitungsschnipsel, Kleber und Acryl aufge-
baut: Nachrichten, Infos, Fakten, Fakes – Schicht um 
Schicht reißt und klebt der Künstler diese Fragmente und 
komponiert aus ihnen etwas Neues. Das Hungertuch lädt 
zu Reflexion und Auseinandersetzung ein. Es ist in zwei 
Größen zum Aushang im Kirchenraum, Pfarrheim oder in 
der Schule bestellbar.

Die „Liturgischen Bausteine“ geben Anregungen zur 
Gestaltung von Gottesdiensten während der Fastenzeit. 
Kreuzwege für Kinder und Erwachsene sind separat be-
stellbar.

Der Misereor-Fastenkalender 2023 und das Fastenbre-
vier (fastenbrevier.de) laden ab Aschermittwoch ein, die 
Fastenzeit für sich oder mit der Familie aktiv zu gestalten. 
Viele Gemeinden bieten am Misereor-Sonntag, dem 
26. März 2023, ein Fastenessen zugunsten von Misereor-
Projekten an.

Die Kinderfastenaktion hält mit Rucky Reiselustig zahl-
reiche Anregungen und Angebote zur Gestaltung der 
Fastenzeit in Kindergarten, Grundschule und Gemeinde 
bereit: kinderfastenaktion.de. 

Am Freitag, dem 24. März 2023, ist bundesweiter Cof-
fee-Stop-Aktionstag. Bereiten Sie Ihren Mitmenschen ei-
ne schöne Pause – schenken Sie fair gehandelten Kaffee 
aus, und sammeln Sie für Misereor-Projekte. 

Am 4. Fastensonntag, dem 19. März 2023, soll in allen 
katholischen Gottesdiensten der Aufruf der deutschen 
Bischöfe zur Misereor-Fastenaktion verlesen werden. Le-
gen Sie bitte die Opfertütchen aus, oder verteilen Sie die-
se über Ihren Pfarrbrief oder direkt an die Haushalte.

Am 5. Fastensonntag, dem 26. März 2023, wird mit der 
Misereor-Kollekte um Unterstützung der Projektarbeit der 
Partner in Afrika, Asien, Ozeanien und Lateinamerika ge-
beten. Für spätere Fastenopfer sollte das Misereor-Schild 
am Opferstock bis zum Sonntag nach Ostern stehen blei-
ben. Das „Fastenopfer der Kinder“ soll gemeinsam mit 
der Gemeindekollekte überwiesen werden. Es ist aus-
drücklicher Wunsch der Bischöfe, dass die Kollekte zeit-
nah und ohne Abzug von den Gemeinden über die Bis-
tumskassen an Misereor weitergeleitet wird. Eine pfarrei-
interne Verwendung der Kollektengelder, z. B. für eigene 
Partnerschaftsprojekte, ist nicht zulässig. Misereor ist 
den Spendern gegenüber rechenschaftspflichtig. Sobald 
das Ergebnis Ihrer Kollekte vorliegt, geben Sie es bitte 
der Gemeinde mit einem herzlichen Wort des Dankes be-
kannt.

Fragen zur Fastenaktion beantwortet gerne das „Team 
Fastenaktion“ bei Misereor, Tel.: 0241 442-445, E-Mail: 
fastenaktion@misereor.de. Informationen finden Sie auf 
der Misereor-Homepage fastenaktion.misereor.de. Dort 
stehen viele Materialien zum kostenlosen Download be-
reit.

Materialien zur Fastenaktion können bestellt werden 
bei: MVG, Tel.: 0241 47986100, E-Mail: bestellung@eine-
welt-shop.de und im Internet unter www.misereor- 
medien.de.
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Bekanntmachungen aus dem staatlichen Bereich

Nr. 13.  Dreizehnte Verordnung zur Änderung der So-
zialversicherungsentgeltverordnung

Vom 16. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2431)

Auf Grund des § 17 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 in Ver-
bindung mit Satz 2 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch, dessen Satz 1 durch Artikel 1 Nummer 5 des Ge-
setzes vom 5. August 2010 (BGBl. I S. 1127) geändert 
worden ist, verordnet das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales:

Artikel 1 
Änderung der Sozialversicherungsentgeltverordnung

§ 2 der Sozialversicherungsentgeltverordnung vom 
21. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3385), die zuletzt durch 
Artikel 1 der Verordnung vom 6. Dezember 2021 (BGBl. I 
S. 5187) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird die Angabe „270“ durch die Angabe 
„288“ ersetzt.

b) Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 wird die Angabe „56“ durch die Anga-
be „60“ ersetzt.

bb) In den Nummern 2 und 3 wird die Angabe „107“ 
jeweils durch die Angabe „114“ ersetzt.

2. In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „241“ durch die 
Angabe „265“ ersetzt.

3. In Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe „4,23“ durch die 
Angabe „4,66“ und die Angabe „3,46“ durch die Angabe 
„3,81“ ersetzt.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2023 in Kraft.

Aufgrund der v. g. Verordnung zur Änderung der 
Sozial ver sicherungs entgeltverordnung und anderer Ver-
ordnungen wurden die folgenden Sachbezugswerte für 
Unterkunft und Verpflegung per 1. 1. 2023 angepasst 
(einheitlich für alle Bundesländer):

Amtliche Sachbezugswerte 2023 2022

Frühstück, monatlich 
– je Mahlzeit

 60,00 €  56,00 € 
 2,00 €  1,87 € 

Mittagessen, Abendessen, mtl.
– je Mahlzeit

 114,00 €  107,00 € 
 3,80 €  3,57 € 

Freie Verpflegung, monatlich 
– kalendertgl.

 288,00 €  270,00 € 
 9,60 €  9,00 € 

Freie Unterkunft monatlich 
 (Belegung mit 1 Person)  265,00 €  241,00 € 

Gesamtsachbezugswert  553,00 €  511,00 € 
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